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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, einen beson- 
Reiser deren Abrüstungsbeauftragten zu ernennen, 

(SPD) nachdem Abrüstungsinitiativen zum vordring- 

lichen Programm erklärt und auf diesem Ge- 
biet spezielle Aktivitäten angekündigt wur- 
den? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 23. November 


Der Deutsche Bundestag hatte die Bundesregierung durch Ent- 
schließung, die er in seiner 157. Plenarsitzung am 21. Januar 1S65 
auf Antrag des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten ge- 
faßt hat, ersucht, in Würdigung der besonderen Bedeutung der 
Fragen der Abrüstung, der Rüstungsbegrenzung und der Rü- 
stungskontrolle für die deutsche Politik, insbesondere für die 
deutsche Frage, 

1. im Rahmen des Auswärtigen Amts einen „Beauftragten der 
Bundesregierung für Fragen der Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle 11 zu bestellen und in einem Nachtrag zum Entwurf des 
Haushaltsgesetzes 1965 Vorschläge für die Ergänzung des 
Einzelplans 05 — Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts — 
und des Einzelplans 14 — Geschäftsbereich des Bundesmini- 
sters der Verteidigung — vorzulegen, die eine Bearbeitung 
dieser Fragen entsprechend ihrer wachsenden Bedeutung ge- 
währleisten; 

2. einen Vorschlag für die Schaffung einer unabhängigen For- 
schungsstelle für Fragen der Strategie, der Abrüstung und der 
Rüstungskontrolle sowie verwandter Gebiet zu erarbeiten und 
diesen Vorschlag dem Deutschen Bundestag vorzulegen. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hatte in sei- 
ner Sitzung vom 30. Juni 1965 die von der Bundesregierung im 
Haushalt des Auswärtigen Amts beantragten Planstellen bewil- 
ligt. 

Durch Kabinettbeschluß wurde daraufhin das Amt eines Beauf- 
tragten der Bundesregierung für Fragen der Abrüstung und Rü- 
stungskontrolle mit Wirkung vom 16. August 1965 geschaffen. 
Als Beauftragter wurde in Personalunion der Leiter der Abrü- 
stungs-Unterabteilung des Auswärtigen Amts ernannt. 

Mit Kabinettbeschluß vom 4. Mai 1966 wurde die bereits beste- 
hende „Stiftung Wissenschaft und Politik' 1 mit der Aufgabe einer 
unabhängigen Forschungsstelle für Fragen der Strategie, der Ab- 
rüstung und der Rüstungskontrolle betraut. 


2. Abgeordneter 

Dr. Sdimitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Wann ist mit dem Abschluß der Schadensre- 
gulierung für Angehörige der letzten Botschaft 
in Südvietnam zu rechnen, und wie haben sich 
die Richtlinien für den Schadensersatz prak- 
tisch ausgewirkt? 
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Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 24. November 


1. Die Schadensregulierung für Angehörige der früheren Bot- 
schaft Saigon ist abgeschlossen. Den Geschädigten ist es jedoch 
unbenommen, im Einzelfall unter Nachreichung zusätzlicher Be- 
weismittel eine günstigere Schadensbewertung zu beantragen. 

2. Die Entschädigungsrichtlinien haben sich im Falle Saigons, 
in dem erstmals Totalverluste an Hausrat zu regulieren waren, 
als unbefriedigend erwiesen. Die in den Richtlinien vorgesehene 
Erstattung nach dem „Gemeinen Wert" ist geringer als die Er- 
satzleistung privater Hausratsversicherer, die auf den Neuwert 
abstellt. Eine Versicherung des Kriegs- und Bürgerkriegsrisikos 
im Ausland ist jedoch im Rahmen einer privaten Hausratsver- 
sicherung nicht möglich. 

Die hieraus resultierende Schlechterstelking der Auslandsbe- 
diensteten bei Kriegs- und Bürgerkriegsschäden gegenüber nor- 
malen Hausratsschäden ist Gegenstand von Besprechungen, die 
zur Zeit innerhalb der Ressorts der Bundesregierung mit dem 
Ziel einer Überprüfung der Richtlinien geführt werden. 


3. Abgeordneter 
Picard 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu der Tat- 
sache, daß sich andere Länder seit vielen Jah- 
ren die kulturpolitischen und politischen Mög- 
lichkeiten großer Ausstellungen in den Ver- 
einigten Staaten zunutze machen (Frankreich, 
UdSSR, Italien, Holland und nun auch die 
DDR), während die Bundesrepublik Deutsch- 
land wegen der offensichtlich restriktiven Leih- 
gabenpolitik deutscher Museen und auf Grund 
der föderalistischen Kulturverwaltung bisher 
in den USA noch kaum in Erscheinung getreten 
ist? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 19. November 


Länder, deren Regierungen unmittelbaren Einfluß auf Museen 
ausüben können, wie die UdSSR, Frankreich, Italien, DDR und 
andere haben bessere Möglichkeiten, große und repräsentative 
Ausstellungen aus dem nationalen Museumsbesitz im Ausland 
zu zeigen. In der Bundesrepublik Deutschland steht die anzuer- 
kennende konservatorische Aufgabe des für den Museumsbe- 
stand Verantwortlichen dem informatorischen Wunsch der Bun- 
desrepublik Deutschland, den musealen Besitz auch im Ausland 
zu zeigen, gegenüber. Diesen informatorischen Wunsch versucht 
die Bundesrepublik Deutschland dadurch zu verwirklichen, daß 
sie besonders Ausstellungen zeitgenössischer Kunst, wo sich 
das Leihproblem weniger stellt, durchführt. In den USA aller- 
dings wurden entsprechende Angebote bisher mit der Begrün- 
dung abgelehnt, hier könne nichts der amerikanischen Kunst- 
szene Vergleichbares geboten werden. 

Eine Ausnahme bildet Joseph Beuys, der nach USA eingeladen 
wurde und für den weiterhin Interesse besteht. 
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Erfolgreich waren in den USA vor allem Projekte, die auf einem 
unmittelbaren Austausch zwischen deutschen und amerikani- 
schen Museen beruhten, da so beim Leihgeber einmal das In- 
teresse am Empfang der Gegenausstellung geweckt wurde und 
er zum anderen ein Faustpfand für seine Exponate in Form der 
Gegenausstellung in den Händen hielt. Schwierigkeiten, vor 
allem finanzieller Art, konnten durch die Unterstützung des 
Auswärtigen Amts beseitigt werden. 

Die neugeschaffene amerikanische Staatsgarantie für Leihgaben 
nach der „Arts und Artifacts Indemnity Act' 1 kann weitere Er- 
leichterungen schaffen, wenn die Leihgeber diese Staatsgarantie 
akzeptieren. Ansätze hierzu sind vorhanden. 

Für 1979 wird über eine große, repräsentative Ausstellung „Deut- 
sche Malerei des 19. Jahrhunderts" zwischen der Stiftung Preußi- 
scher Kulturbesitz und dem Metropolitan Museum in New York 
verhandelt. 

Eine weitere große Ausstellung „Die Welt als Uhr, deutsche 
Uhren und Automaten von 1550 bis 1650" soll 1980 von dem 
Bayerischen Nationalmuseum im National Museum of History 
and Technology in Washington durchgeführt werden. Gespräche 
über eine Ausstellung „Deutscher Expressionismus" und über 
„Barock und Rokoko" sind aufgenommen worden. 

Das Auswärtige Amt leistet hierbei Hilfestellung bei Vorbe- 
reitung, Organisation und Finanzierung. 


4. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß der von der Bundesrepublik Deutsch- 
land zu Recht erhobene Anspruch, sie sei Teil 
einer Kulturnation, auch durch repräsentative 
Ausstellungen aus den großartigen und reichen 
Museumsbeständen im Ausland gerechtfertigt 
werden muß, und wenn ja, welche Folgerun- 
gen wird sie daraus ziehen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 19. November 

Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß neben der breiten 
Information über zeitgenössische Kunst auch repräsentative Aus- 
stellungen aus dem reichhaltigen deutschen Museumsbesitz im 
Ausland gezeigt werden sollte, um dem deutschen Anspruch auf 
eine Kulturnation gerecht zu werden. 

Sie wendet sich zu diesem Zweck an die Leiter der bedeutend- 
sten Museen der Bundesrepublik Deutschland, die das Auswärtige 
Amt bei der Vorbereitung von großen Kunstausstellungen im 
Ausland beraten. Daß diese sich trotz ihrer Verantwortung für 
die Erhaltung der ihnen an vertrauten und zum Teil empfind- 
lichen Kunstwerke nicht restriktiv und kleinlich verhalten, be- 
weist die zur Zeit in Paris gezeigte Ausstellung „Malerei der 
deutschen Romantik", für die aus der Bundesrepublik Deutsch- 
land etwa 90 Gemälde zur Verfügung gestellt wurden. 

Weitere Beispiele für diese Haltung sind die für 1977 für Italien 
vorbereitete Expressionisten-Ausstellung sowie die oben ge- 
nannten Ausstellungen für die USA. 
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5. Abgeordneter 
Picard 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
neben dem in der Welt Respekt genießenden 
und da und dort schon Gefühle des Neides er- 
weckenden Erscheinungsbild des technisch- 
wirtschaftlich erfolgreichen Deutschlands das 
des mit einer reichen kulturellen Geschichte 
ausgestatteten und kunstliebenden Landes 
stärker als bisher zu betonen, da wir neben 
der Anerkennung wirtschaftlicher Leistungen 
immer wieder neu der Sympathie und Wert- 
schätzung als Kulturnation bedürfen, und wenn 
ja, wird sie sich dementsprechend verhalten? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 19. November 

In einem freien Land wie' der Bundesrepublik Deutschland be- 
ruht die kulturelle Präsentation im Ausland in erster Linie auf 
der Initiative nicht-staatlicher Stellen. Die Bundesregierung; för- 
dert und unterstützt diese Initiativen bei Planung, Organisation 
und Finanzierung eines Vorhabens, soweit dies erforderlich wird. 

Durch seine Mittlerorganisationen wie das Institut für Auslands- 
beziehungen in Stuttgart, das Goethe-Institut und der Deutsche 
Musikrat trägt das Auswärtige Amt dazu bei, uns als Kultur- 
nation im Ausland angemessen darzustellen. 

Die Auswahl der Kunstwerke nach qualitativen Merkmalen er- 
folgt durch beratende Ausschüsse, in denen die hervorragendsten 
Repräsentanten deutschen Kulturlebens vertreten sind. 

Der Qualitätsstand unserer kulturellen Selbstdarstellung im Aus- 
land wird trotz des engen finanziellen Rahmens, der dem Aus- 
wärtigen Amt gesetzt ist, ständig verbessert. 


6. Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit und 
ist sie bereit dazu, große Ausstellungen in den 
USA (und in anderen Staaten) dadurch zu er- 
leichtern, daß sie mit den Ländern eine Koor- 
dinierungsstelle als einzige Anlaufstelle, z. B. 
bei der Kultusministerkonferenz, anregt, um 
für das Ausland ungewohnte und unlösbare 
Schwierigkeiten in der Vorbereitung von Aus- 
stellungen deutscher Museumsbestände zu be- 
seitigen, zumal die USA durch einen vom 
Kongreß bewilligten hohen Betrag für Ver- 
sicherungsprämien ihr Interesse an Ausstel- 
lungen wertvoller Kunst bekundet und finan- 
zielle Erleichterungen geschaffen haben? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 19. November 

Gegen die Errichtung einer derartigen Koordinierungsstelle be- 
stehen erhebliche Bedenken, 

Die bloße Einrichtung einer neuen Institution, deren Effektivität 
zweifelhaft ist, führt zunächst nur zu einer weiteren Aufblähung 
der öffentlichen Verwaltung. Auf die Leihbereitschaft deutscher 
Museen hätte sie nach den bisherigen Erfahrungen des Aus- 
wärtigen Amts kaum Einfluß. 
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Die Bundesregierung geht davon aus, daß die von Verantwor- 
tung zum Erhalt getragene Einstellung der Museumsdirektoren 
und deren eigener Wunsch, fremde Ausstellungen in ihren Mu- 
seen zu zeigen, dann zum Austausch und damit zu repräsentati- 
ven Ausstellungen im Ausland führen, wenn beide Interessen 
untereinander abgestimmt werden. Aus diesem Grunde ermutigt 
die Bundesrepublik Deutschland seit Jahren unmittelbare Ver- 
handlungen zwischen deutschen und amerikanischen Museen, 
deren Ergebnisse sich abzuzeichnen beginnen. Die Bundesregie- 
rung fördert diese Tendenz im Rahmen ihrer finanziellen und 
sonstigen Möglichkeiten. 


7. Abgeordneter 
Schedl 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Algerien, Irak, Libanon, Sy- 
rien und Ägypten im Generalsekretariat der 
Vereinten Nationen die ihnen zustehende 
Ämterzahl um das 3- bis 5-fache überschreiten, 
und was hat — bejahendenfalls — die Bundes- 
regierung getan, um Beitragsanteil und Berück- 
sichtigung bei der Ämtervergabe in ein aus- 
gewogenes Verhältnis zu bringen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 23. November 


Der Personalbestand der genannten Länder im Bereich des Or- 
dentlichen VN-Haushalts (VN-Sekretariat/New York und Genf, 
UNIDO/Wien, UNCTAD/Genf, UNEP/Nairobi, regionale Wirt- 
schaftskommissionen ECA/Addis Abeba, ECE/Genf, ECLA/San- 
tiago de Chile, ESCAP/Bangkok, ECW A/Bagdad u. a.) über- 
steigt ihren jeweiligen mittleren Personalanspruch um das 2,8- 
bis 4, 5-fache. Algerien besetzt bei einem mittleren Anspruch von 
fünf Stellen insgesamt 14 Posten, Irak bei fünf insgesamt 16, 
Libanon bei vier insgesamt 18, Syrien bei vier insgesamt 14 und 
Ägypten bei sechs insgesamt 23. 

Dies beruht u. a. darauf, daß die Frage angemessener geogra- 
phischer Verteilung der Sekretariatsposten zunehmend regional 
gesehen wird. Gerade in Regionen der dritten Welt begünstigt 
dies einer Überrepräsentation der Länder, die über ein hohes 
Reservoir qualifizierter Fachkräfte verfügen, zu Lasten der jün- 
geren Entwicklungsländer, die solches Personal noch voll für 
nationale Aufgaben benötigen, für internationale Posten also nur 
wenige oder keine Kandidaten anbieten können. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist allein von der Höhe des 
Personalanspruchs, aber auch wegen ihrer erst dreijährigen VN- 
Mitgliedschaft damit nicht vergleichbar. Sie hat z. Z. einen mitt- 
leren Personalanspruch von 138 Stellen. 

Die Bundesregierung ist seit dem VN-Beitritt der Bundesrepu- 
blik Deutschland im September 1973 mit Erfolg intensiv um ange- 
messene personelle Vertretung im VN-Bereich bemüht. Es sind 
nach dem Stande vom 1. Juli 1976 67 Stellen besetzt. Bis zum 
Jahresende wird diese Zahl auf ca. 80 gestiegen sein. Da wir bei 
Besetzung jeder freien Stelle im Wettbewerb mit sämtlichen 
Mitgliedstaaten, darunter zahlreichen nicht- oder unterrepräsen- 
tierten Ländern stehen, ist die genannte mittlere Personalquote 
auch bei bevorzugter Berücksichtigung deutscher Kandidaten nur 
über einen Zeitraum von fünf bis sechs Jahren zu erreichen. 
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Hinzu kommt, daß die heute an einzelnen Dienstorten, besonders 
New York, für deutsche Bewerber nicht mehr attraktive VN-Be- 
soldung und Fragen der sozialen Sicherheit die Rekrutierung ent- 
sprechend qualifizierter — gleich aussichtsreicher — Kandidaten 
zunehmend erschwert. Die Bundesregierung prüft z. Z. Maßnah- 
men, die geeignet sind, diese bewerbungshemmenden Nachteile 
zu beseitigen bzw. zu mildern. 


8. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wie hat oder gedenkt die Bundesregierung 
auf die Aufforderung des UN-Kommissars für 
„Namibia" zu reagieren, die Bundesregierung 
sollte keine Zeit verlieren, einen Plan für das 
künftige Schicksal der Deutschen in „Namibia" 
zu machen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 24. November 

Der VN-Kommissar für Namibia, Herr McBride, hat sich in einem 
Interview im Südwestfunk am 14. November 1976 zur Frage der 
Deutschen in Namibia in einer Weise geäußert, die für den Pro- 
zeß der Unabhängigwerdung Namibias nicht nur wenig förderlich 
ist, sondern auch den afrikanischen Bestrebungen, einschließlich 
der erklärten Absichten und Vorstellung der SWAPO, entgegen- 
wirkt. Diese Bestrebungen gehen dahin, daß alle jetzigen Bewoh- 
ner Namibias ohne Unterschied der Rasse an Aufbau und Ent- 
wicklung eines unabhängigen Namibias mitwirken und daher 
auch die dort lebenden Deutschen einen konstruktiven Beitrag 
zur Errichtung einer mehrrassischen Gesellschaft leisten. Der von 
McBride an die Bundesregierung gerichtete Appell läuft jedoch 
auf eine Ermutigung zum Verlassen Namibias hinaus. Die Bun- 
desregierung würde dies als eine für die politische und wirt- 
schaftliche Zukunft Namibias schädliche Entwicklung betrachten. 
Sie wird sich daher in ihrer positiven Einstellung zum Namibia- 
Problem, wie sie am 28. September 1976 vom Bundesminister 
des Auswärtigen in der 31. Generalversammlung der VN erneut 
bekräftigt wurde, nicht beirren lassen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


Wie groß ist der zusätzliche Personalbedarf der 
Justiz und der Rentenversicherungsträger im 
Hinblick auf die komplizierte Neuregelung 
des Scheidungsfolgerechts, insbesondere auf 
dem Gebiet des Versorgungsausgleichs, und 
sind diese Verwaltungen in der Lage, diesen 
Personalbedarf zu decken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 24. November 

Soweit Sie den Personalbedarf der Justiz ansprechen, beziehe ich 
mich auf den Bericht des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestages vom 3. Oktober 1975 (Drucksache 7/4396): 

In der diesem Bericht zugrundeliegenden Mehrkostenberechnung 
ist von einem Mehrbedarf von 160 bis 170 Richterstellen ausge- 
gangen worden. Dieser ist insbesondere deshalb erforderlich, 
weil der Versorgungsausgleich auf Grund einer Änderung, die 


9. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 
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der Entwurf des 1. Eherechtsreformgesetzes im Laufe der Bera- 
tung erfahren hat, in der Regel von Amts wegen in den Prozeß 
einbezogen wird. Bei der Berechnung des erwähnten Mehrbe- 
darfs ist die sich aus der am 1. Januar 1975 in Kraft getretenen 
Entlastungsnovelle ergebende Arbeitsminderung bereits berück- 
sichtigt (Entscheidung des Einzelrichters anstelle des mit drei 
Richtern besetzten Kollegiums). Wenn auch die Gerichte von der 
genannten Neuregelung allgemein in sehr unterschiedlicher 
Weise Gebrauch machen, so gehen sie jedoch in Ehesachen zum 
überwiegenden Teil schon jetzt nach dem Einzelrichterprinzip vor. 

Eine genauere Berechnung des zusätzlichen Personalbedarfs an 
Richtern läßt sich im übrigen erst nach Festlegung einheitlicher 
Bewertungszahlen für die Tätigkeit des Familienrichters durch- 
führen. Die Kommission der Landesjustizverwaltungen für Fra- 
gen der Personalbedarfsberechnung hat ihre Beratungen inso- 
weit noch nicht abgeschlossen. 

Die neu zu schaffenden Stellen für Familienrichter bei den Amts- 
gerichten werden die Länder in erster Linie durch die bei den 
Landgerichten frei werdenden Stellen decken können. Soweit 
darüber hinaus ein zusätzlicher Bedarf an Richterstellen entste- 
hen wird, dürften die Länder in ihren Haushalten durch eine 
entsprechende Stellenvermehrung Vorsorge getroffen haben. 

Im Bereich des nichtrichterlichen Dienstes werden sich entlasten- 
de und belastende Faktoren der Neuregelung des Scheidungs- 
und Scheidungsfolgerechts im Ergebnis ausgleichen, so daß inso- 
weit ein zusätzlicher Personalbedarf nicht zu erwarten ist. 

Soweit Sie den Personalbedarf der Träger der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung zur Durchführung des Versorgungsausgleichs 
ansprechen, kann ich mich — in Abstimmung mit dem Bundes- 
minister für Arbeit und Sozialordnung — auf die Erklärungen 
beziehen, die die Bundesregierung zu dieser Frage während der 
Beratungen des 1. Eherechtsreformgesetzes in den parlamentari- 
schen Gremien abgegeben hat. In diesen Erklärungen ist zum 
Ausdruck gekommen, daß nach den Ermittlungen des Bundes- 
arbeitsministeriums die Rentenversicherungsträger in der Lage 
sind, den Versorgungsausgleich ohne nennenswerten personel- 
len Mehraufwand durchzuführen. 

Zur Vorbereitung auf den Versorgungsausgleich haben die Ren- 
tenversicherungsträger noch mehr als ein halbes Jahr Zeit; mit 
den Vorarbeiten haben sie bereits vor längerer Zeit begonnen. 
Den durch die Vorbereitung und die Durchführung des Versor- 
gungsausgleichs entstehenden Verwaltungsaufwand können sie 
durch Umschichtung in der Priorität von Verwaltungsaufgaben 
ohne wesentliche Personalvermehrung bewältigen. Dementspre- 
chend enthalten die inzwischen vorliegenden Haushaltspläne der 
Bundesversicherungsanstalt für Angestellte und der Bundes- 
knappschaft für 1977 auch keine zusätzlichen Stellenanforderun- 
gen zur Durchführung des Versorgungsausgleichs. 


10. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


Welche Bundesländer wollen in welchem Um- 
fang von der in § 23 c GVG in der Fassung 
des Ersten Gesetzes zur Reform des Ehe- und 
Familienrechts enthaltenen Ermächtigung Ge- 
brauch machen, durch Rechtsverordnung einem 
Amtsgericht für die Bezirke mehrerer Amts- 
gerichte die Familiensachen, sowie ganz oder 
teilweise die Vormundschaftssachen, zuzuwei- 
sen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 16. November 


Auf Grund schriftlicher Stellungnahmen der Landesjustizverwal- 
tungen, die Ihnen auch zugegangen sind, und zusätzlich einge- 
holter fernmündlicher Auskünfte zeichnet sich folgende Entwick- 
lung ab : 

1. Die Landesjustizverwaltungen Bayern, Bremen, Nieder- 
sachsen und Saarland beabsichtigen, von der Konzentra- 
tionsermächtigung keinen Gebrauch zu machen. 

2. Soweit in den übrigen Bundesländern eine Konzentration 
erwogen wird, betreffen diese Überlegungen, von der unter 

3.1. genannten. Ausnahme abgesehen, nur die Familien- 
sachen im Sinne von § 23 b GVG in der ab 1. Juli 1977 
geltenden Fassung, nicht jedoch die Vormundschaftssachen. 

3.1. Die Landesjustizverwaltung Baden-Württemberg erwägt, 
von der Ermächtigung zur Konzentration in der Weise 
Gebrauch zu machen, daß grundsätzlich jedes Amtsgericht, 
das wenigstens mit drei Richterplanstellen ausgestattet 
oder doch mit drei Richtern besetzt ist, die Zuständigkeit 
als Familiengericht für Familiensachen erhalten soll. Von 
den bestehenden 108 Amtsgerichten wären rund 70 Amts- 
gerichte zugleich Familiengerichte. 

Zur Zeit wird die Praxis zu dieser Konzeption gehört. Zu- 
gleich hat das Justizministerium — ohne selbst ein Votum 
abzugeben — an die Praxis die Frage gestellt, ob die beab- 
sichtigte Regelung auch Vormundschaftssachen erfassen 
solle. 

3.2. In Berlin sollen die Familiensachen dem Amtsgericht Char- 
lottenburg zugewiesen werden. Unberührt bleiben soll die 
Zuständigkeit des Amtsgerichts Schöneberg nach § 606 
Abs. 3 ZPO n. F. 

3.3. In Hamburg befindet sich die Frage, ob jedenfalls Familien- 
sachen konzentriert werden sollen, noch im Stadium der 
Überlegungen. Dasselbe gilt für Rheinland-Pfalz. 

3.4. In Hessen will die Landesjustizverwaltung von der Kon- 
zentrationsermächtigung Gebrauch machen, weil zahlreiche 
Gerichte wegen ihrer geringen Größe für ein Familiengericht 
nicht in Betracht kommen. Konkrete Aussagen über den 
Umfang der Konzentration lassen sich noch nicht machen; 
sicher erscheint jedoch, daß sie nicht so weit gehen wird, 
daß Familiengerichte nur bei den Amtsgerichten am Sitz 
der Landgerichte gebildet würden. 

3.5. Die Landesjustizverwaltung Nordrhein-Westfalen beabsich- 
tigt, die Familiensachen derart zu konzentrieren, daß von 
den am 1. Juli 1977 noch bestehenden 143 Amtsgerichten 
etwa bei 30 Gerichten keine Familiengerichte gebildet wer- 
den. Konkreteres kann noch nicht gesagt werden. 

3.6. Die Landesjustizverwaltung Schleswig-Holstein möchte von 
der Konzentrationsermächtigung derart Gebrauch machen, 
daß in etwa nur bei jedem zweiten Amtsgericht eine Abtei- 
lung für Familiensachen gebildet wird. 
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11. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt die Bundesregierung, einen 
Gesetzentwurf zur Vereinheitlichung der Ver- 
fahrensvorschriften in der Sozial-, Verwal- 
tungs- und Finanzgerichtsbarkeit vorzulegen, 
nachdem der aus Richtern, Anwälten und Wis- 
senschaftlern zusammengesetzte Koordinie- 
rungsausschuß der Bundesregierung den Ent- 
wurf einer einheitlichen Verwaltungsprozeß- 
ordnung übergeben hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 16. November 


Der Kommissionsentwurf einer Verwaltungsprozeßordnung, der 
am 22. September 1976 dem Bundesminister der Justiz übergeben 
worden ist, soll nach Fertigstellung der Begründung Anfang des 
Jahrs 1977 zur Diskussion gestellt werden. Die zuständigen 
obersten Landesbehörden und die Verbände der interessierten 
Berufsgruppen werden dann Gelegenheit erhalten, zu dem Ent- 
wurf Stellung zu nehmen. Nach Abschluß der Erörterungen wird 
das Bundesministerium der Justiz unter Einbeziehung der Stel- 
lungnahmen einen Entwurf erarbeiten. Es ist in Aussicht genom- 
men, den Entwurf einer einheitlichen Verwaltungsprozeßordnung 
den gesetzgebenden Körperschaften im Laufe des Jahrs 1978 
zuzuleiten. 


12. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, darauf hinzuwirken, daß deutsche Ver- 
kehrsteilnehmer bei Kfz-Unfällen in Italien 
künftig ausreichenden und schnellen Ersatz für 
ihre erlittenen Schäden erhalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. November 


Aus Berichten der Deutschen Botschaft in Rom, aus Einzelein- 
gaben sowie aus Erörterungen in der Presse ist der Bundesregie- 
rung bekannt, daß sich für Verkehrsteilnehmer bei Kfz-Unfällen 
in Italien erhebliche Schwierigkeiten bei der Durchsetzung von 
Schadensersatzansprüchen ergeben können, die ihren Grund of- 
fensichtlich nicht zuletzt in der Regulierungspraxis italienischer 
Versicherungsgesellschaften sowie in der Überlastung der italie- 
nischen Gerichte haben. Die Schwierigkeiten betreffen allerdings 
die Verkehrsopfer in ihrer Gesamtheit; von einer speziellen Be- 
nachteiligung deutscher Verkehrsteilnehmer ist hier jedenfalls 
— sieht man von den sich bei einer Geltendmachung von An- 
sprüchen im Ausland aus der Natur der Sache ergebenden 
Schwierigkeiten ab — nichts bekannt geworden. 

Direkte Möglichkeiten, diese Schwierigkeiten zu beheben, stehen 
der Bundesregierung naturgemäß nicht zur Verfügung. Die Bun- 
desregierung wird jedoch Ihre Anfrage zum Anlaß nehmen, die 
italienische Regierung — wie früher bereits wiederholt gesche- 
hen — über die Deutsche Botschaft in Rom auf die Problematik 
hinzuweisen und zu bitten, möglichst um Abhilfe besorgt zu sein. 
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Wegen der allgemeinen Schwierigkeiten bei einer Rechtsverfol- 
gung im Ausland wie auch im Hinblick auf etwaige ungünstige 
Abweichungen des Haftpflicht- und Versicherungsrechts sowie 
der Regulierungspraxis bei Ersatzansprüchen wird sich im übri- 
gen für deutsche Verkehrsteilnehmer bei Auslandsreisen regel- 
mäßig empfehlen, den Abschluß eigener Versicherungen — etwa 
einer Vollkasko-Versicherung — die auch kurzzeitig angeboten 
werden, zu erwägen. 


13. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Kriminalität im Bundes- 
gebiet Tendenzen zu „rücksichtsloseren" und 
dreisteren Formen kaltblütiger brutaler Tat- 
begehung und zu hemmungsloserem Einsatz 
von Waffen" aufweist, und hält — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung eine Änderung 
der gegenwärtigen Strafrahmen unter Berück- 
sichtigung ihrer Ausschöpfung in der Rechts- 
sprechung zu einer wirksameren Bekämpfung 
für geboten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. November 


Die Kriminalstatistiken der letzten Jahre lassen insgesamt einen 
„hemmungsloseren" Einsatz von Waffen nicht erkennen. Dies 
zeigen folgende Zahlen: 

Geschossen wurde (von Straftätern bei der Begehung von Straf- 
taten) : 

1973 in 10 487 Fällen 

1974 in 8 081 Fällen 

1975 in 9 490 Fällen 

1. Halbjahr 1976 in 4 432 Fällen. 

Mit Schußwaffen gedroht wurde (von Straftätern bei der Bege- 
hung von Straftaten): 


1973 

in 

5 875 

Fällen 

1974 

in 

5 429 

Fällen 

1975 

in 

6 104 

Fällen 

1. Halbjahr 1976 

in 

3 085 

Fällen. 


Es trifft allerdings zu, daß bei Raub, gefährlicher und schwerer 
Körperverletzung sowie vorsätzlicher Tötung trotz gewisser 
Schwankungen über einen längeren Zeitraum ein Anwachsen 
dieser Delikte statistisch zu beobachten ist. Schußwaffendrohung 
und Schußwaffengebrauch haben dabei allerdings nur bei gefähr- 
licher und schwerer Körperverletzung nennenswert zugenommen. 
Das Anwachsen der genannten Gewaltdelikte entspricht einer 
Tendenz, die sich in allen stark industrialisierten Staaten zeigt. 
Ständiger Auftrag des Bundes und der Länder bleibt es, die 
Polizei organisatorisch, ausbildungsmäßig und technisch stets 
so auszurüsten, daß sie den Erscheinungsformen der heutigen 
Kriminalität überlegen ist. 

Die Entwicklung der Gewaltkriminalität zwingt nicht dazu, Straf- 
vorschriften zu ändern. Die Bundesregierung hat schon wieder- 
holt darauf hingewiesen (vgl. u. a. Drucksache 7/4005 Begrün- 
dung zum Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
StGB pp., S. 8), daß das Strafgesetzbuch eine große Zahl von 
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Strafvorschriften enthält, die dazu dienen, Personen und Sachen, 
aber auch die Allgemeinheit und öffentliche Einrichtungen, vor 
gewaltsamen und rechtswidrigen Handlungen zu schützen. Der 
Gesetzgeber hat als Reaktion auf neue Erscheinungsformen der 
Gewaltanwendung, deren Vorbereitung und Propagierung neue 
Strafvorschriften geschaffen: Ich verweise insoweit insbesondere 
auf das Elfte und Zwölfte Strafrechtsänderungsgesetz vom 16. De- 
zember 1971 (BGBl. I S. 1977, 1979), das Vierzehnte Strafrechts- 
änderungsgesetz vom 22. April 1976 (BGBl. I S. 1056) und das 
Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuchs und anderer Gesetze 
vom 18. August 1976 (BGBl. I S. 2181). 

Die Strafrahmen der gegen Gewaltanwendung gerichteten Straf- 
vorschriften reichen aus. Sie sind entsprechend dem Unrechts- 
gehalt der einzelnen Delikte abgestuft. Eine Reihe von Vorschrif- 
ten bewertet strafschärfend das Mitführen oder die Verwendung 
von Waffen (vgl. § 113 [Widerstand gegen Vollstreckungsbeam- 
te], § 125 a [Landfriedensbruch], § 223 a [Gefährliche Körperver- 
letzung], § 244 [Diebstahl mit Waffen], § 250 StGB [Raub mit 
Waffen]). 


14. Abgeordneter Ergeben sich aus der Tatsache, daß Eheleute 

Sund im Strafprozeß berechtigt sind, Aussagen zu 

(SPD) Lasten eines Ehepartners zu verweigern, be- 

sondere Beweisschwierigkeiten in Fällen von 
Kindesmißhandlungen, und sieht die Bundes- 
regierung gegebenenfalls Möglichkeiten, die- 
sen Mißstand durch gesetzgeberische Maßnah- 
men zu beseitigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 23. November 

Ein Hauptproblem bei der strafrechtlichen Ahndung von Kindes- 
mißhandlungen liegt in der Begrenztheit der Aufklärungs- und 
Beweismöglichkeiten. Die Tat geschieht regelmäßig im Kreis der 
Familie hinter verschlossenen Türen. Außenstehende, unmittel- 
bare Tatzeugen sind häufig nicht vorhanden. Nachbarn besitzen 
erfahrungsgemäß wenig Neigung, vor den Strafverfolgungsbe- 
hörden und den Gerichten auszusagen. Solche Umstände können 
dazu führen, daß der nicht beschuldigte Ehegatte und das Kind 
die einzigen Zeugen sind. Eine Ausübung des ihnen nach § 52 
Abs. 1 StPO zustehenden Zeugnisverweigerungsrechts kann in 
diesen Fällen eine Bestrafung des Täters verhindern. So sehr 
derartige Schwierigkeiten bei der Aufklärung einer Kindesmiß- 
handlung zu bedauern sind, so kann dennoch die gesetzliche 
Regelung über das Zeugnisverweigerungsrecht nicht als ein 
„Mißstand" gewertet werden. 

Das Zeugnisverweigerungsrecht des § 52 StPO beruht auf per- 
sönlichen Beziehungen des Zeugen zum Beschuldigten. Es ver- 
folgt den Zweck, den Zeugen vor einem Konflikt zwischen der 
Pflicht zur Wahrheit und der Bindung zu einem nahen Angehöri- 
gen zu bewahren. Das Gesetz trägt zugleich dem Umstand Rech- 
nung, daß einer erzwungenen Aussage in diesen Fällen ein nur 
fragwürdiger Wert zukäme. Auch im Interesse der Rechtspflege 
ist es daher dem Zeugen zu überlassen, ob er sich zu einer (dann 
aber wahrheitsgemäß zu erstattenden) Aussage entschließen oder 
ob er schweigen will. Es ist größte Zurückhaltung geboten, hieran 
für die Fälle von Kindesmißhandlungen etwas zu ändern. 
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Einen Beitrag zur wirksameren Bekämpfung von Kindesmiß- 
handlungen enthält das Erste Gesetz zur Reform des SLrafver- 
fahrensrechts (1. StVRG) vom 9. Dezember 1974 (BGBl. I S. 3393), 
das am 1. Januar 1975 in Kraft getreten ist. Nach Artikel 1 Nr. 13 
dieses Gesetzes ist es nunmehr für den Fall, daß das Kind zur 
Aussage bereit ist, ausgeschlossen, daß der beschuldigte Eltern- 
teil die Wahrheitsfindung im Strafprozeß dadurch erschwert, daß 
er die Aussagegenehmigung für das Kind verweigert. Das gleiche 
gilt für den nicht beschuldigten Elternteil, wenn die gesetzliche 
Vertretung beiden Eltern zusteht. In diesen Fällen ist ein Pfleger 
zu bestellen, der die Entscheidung frei von eigenen persönlichen 
Rücksichten treffen kann. 

Die Möglichkeiten, durch weitere gesetzgeberische Maßnahmen 
die Aufklärung von Kindesmißhandlungen zu verbessern, sind 
begrenzt. Es sollte insbesondere nicht in Betracht gezogen wer- 
den, das Zeugnisverweigerungsrecht des nicht beschuldigten Ehe- 
gatten einzuschränken. Der regelmäßig geringe Wert der er- 
zwungenen Aussage würde es nicht rechtfertigen, in die Sphäre 
der Familie noch weiter einzudringen. Es wäre kaum damit zu 
rechnen, daß hierdurch in erheblichem Umfang mehr Fälle von 
Kindesmißhandlungen als bisher aufgeklärt und geahndet wer- 
den könnten. Dagegen wäre zu befürchten, daß sich die Situation 
der Kinder in den betroffenen Familien weiter verschlechtern 
würde. 

Die strafrechtliche Ahndung ist nur eine Maßnahme zur Bekämp- 
fung von Kindesmißhandlungen. Mindestens ebenso wichtig sind 
vorbeugende Maßnahmen. Die Bundesregierung hat hierauf be- 
reits in der Beantwortung früherer parlamentarischer Anfragen 
zur Problematik der Kindesmißhandlungen hingewiesen und im 
einzelnen Stellung genommen (vgl. insbesondere die Drucksachen 
7/3340 und 7/5749, S. 10; ferner Stenographische Berichte über die 
20. Sitzung am 15. März 1973, S. 1005, 34. Sitzung am 18. Mai 
1973, S. 1889, 68. Sitzung am 5. Dezember 1973, S. 4085 und 
96. Sitzung am 26. April 1974, S. 6526 bis 6529). 


15. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 

(SPD) 


Hält die Bundesregierung die für die Wehr- 
strafgerichtsbarkeit vorgesehenen Personen 
(Richter, Justizbeamte, Hilfskräfte) nach der 
gegenwärtigen Rechtslage im Verteidigungs- 
fall für ausreichend gesichert, wenn diese sich 
bei den Streitkräften aufhalten, jedoch völker- 
rechtlich weder Kombattanten- noch Gefolge- 
status besitzen, und wenn nein, welche Folge- 
rungen wird sie daraus ziehen? 


16. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, schon in der 
8. Wahlperiode des Deutschen Bundestages 
die erforderlichen Ausführungsgesetze zu Arti- 
kel 96 Abs. 2 des Grundgesetzes vorzulegen, 
damit diese in Friedenszeiten ohne Zeit- und 
Problemdruck von den gesetzgebenden Bun- 
desorganen beraten werden können und 
nicht das Gesetzgebungsverfahren nach Ar- 
tikel 115 d des Grundgesetzes in Anspruch ge- 
nommen werden muß? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 25. November 

Die für die Wehrstrafgerichtsbarkeit vorgesehenen Personen, 
die sich in einem Verteidigungsfall bei den Streitkräften auf- 
halten, würden zwar nach geltendem Recht Gefolgestatus erhal- 
ten können, weil dafür nach Artikel 4A Nr. 4 des III. Genfer 
Abkommens vom 12. August 1949 über die Behandlung der 
Kriegsgefangenen (BGBL 1954 II S. 838) genügt, daß sie von den 
Streitkräften, denen sie folgen, zu ihrer Tätigkeit ermächtigt 
werden und von diesen eine den Vorschriften des Abkommens 
entsprechende Ausweiskarte erhalten. Der Gefolgestatus würde 
aber nur sicherstellen, daß sie Anspruch auf Behandlung als 
Kriegsgefangene haben, wenn sie in die Hand des Gegners 
fallen. Um sie im Falle einer Gefangennahme auch vor dem 
möglichen Vorwurf zu schützen, sich unberechtigt an Kampf- 
handlungen beteiligt zu haben, bedarf es des Kombattantensta- 
tus. Die Bundesregierung hat dazu in der Antwort auf eine Kleine 
Anfrage (Drucksache V/4262 vom 30. Mai 1969) ausgeführt, daß 
ein Angehöriger des Gefolges sich gegen feindliche Kampfhand- 
lungen nur zur Wehr setzen darf, wenn die Voraussetzungen der 
Notwehr gegeben sind, also die Kampfhandlungen ausschließ- 
lich gegen ihn und nicht gegen militärische Ziele gerichtet sind, 
und das sich deshalb durch den Vorwurf einer unberechtigten 
Teilnahme an Kampfhandlungen insbesondere dann Gefährdun- 
gen für ihn ergeben können, wenn über das Vorliegen einer 
Notwehrlage verschiedene Auffassungen bestehen. 

Der Kombattantenstatus ist allerdings nur durch eine gesetz- 
liche Regelung zu begründen. Er ist völkerrechtlich nur dann 
gesichert, wenn er durch die Eingliederung in eine staatliche 
Streitkraft vermittelt wird und muß deshalb bei Eingliederung in 
die Bundeswehr mit der gegenüber dem geltenden Recht zusätz- 
lichen Pflicht verbunden werden, dienstliche Anordnungen der 
Bundeswehr zu befolgen. Die Bundesregierung beabsichtigt da- 
her, bei Vorlage der Ausführungsgesetze zu Artikel 96 Abs. 2 
des Grundgesetzes eine entsprechende Regelung vorzuschlagen. 
Sie wird ihre Bemühungen um diese Vorhaben auch in der 
8. Wahlperiode des Deutschen Bundestages fortzusetzen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


17. Abgeordneter 
Dr. Waigel 

(CDU/CSU) 


Besteht die Absicht, die militärische Nutzung 
des Flugplatzes Schwaighofen (Neu-Ulm) auf- 
zugeben? 


18. Abgeordneter In welchem zeitlichen Rahmen wird die Frei- 
Dr. Waigel gäbe gegebenenfalls vollzogen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 29. November 

Nach Angabe des Büros des Verbindungsoffiziers bei der Ameri- 
kanischen Botschaft wird der Flugplatz Schwaighofen auch künf- 
tig von den US-Streitkräften für militärische Zwecke benötigt. 
Mit einer Freigabe der Anlage ist deshalb in absehbarer Zeit 
nicht zu rechnen. 
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19. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Aus welchen Gründen hat es die Bundesregie- 
rung — im Gegensatz zu der bisherigen Übung 
bei Urteilung des Bundesfinanzhofs, die die 
Rechtslage zuungunsten der Steuerpflichtigen 
ändern — im Falle des BFH-Urteils vom 
5. Dezember 1975 (BStBl. 1976 II S. 150) unter- 
lassen, eine Übergangslösung anzustreben, 
durch die hätte vermieden werden können, daß 
Mehraufwendungen für doppelte Haushalts- 
führung bei Gastarbeitern steuerlich unter- 
schiedlich behandelt werden, je nachdem, ob 
der Antrag auf Lohnsteuerjahresausgleich be- 
reits Anfang 1976 oder erst später bearbeitet 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Offergeld 
vom 24. November 


Notwendige Mehraufwendungen, die einem Arbeitnehmer aus 
Anlaß einer doppelten Haushaltsführung entstehen, werden 
steuerlich nur dann zum Abzug zugelassen, wenn es sich um 
Werbungskosten im Sinne von § 9 Abs. 1 Satz 1 EStG handelt, 
d. h. um Aufwendungen, die beruflich, also durch das Arbeits- 
verhältnis, veranlaßt sind. Eine steuerliche Berücksichtigung der 
durch eine doppelte Haushaltsführung entstehenden Kosten ent- 
fällt hingegen, wenn die doppelte Haushaltsführung auf privaten 
Gründen beruht. In diesem Sinne hat der Bundesfinanzhof bereits 
im Urteil vom 14. Februar 1975 (BStBl. II S. 607) entschieden, 
daß z. B. die Verlegung des Familienwohnsitzes vom Beschäfti- 
gungsort an einen anderen Ort ohne gleichzeitigen Wechsel des 
Beschäftigungsortes keine steuerlich anzuerkennende doppelte 
Haushaltsführung begründen kann. Im Urteil vom 29. November 
1974 (BStBl. 1975 II S. 459) wurde eine steuerlich anzuerkennende 
doppelte Haushaltsführung in einem Falle verneint, in dem der 
Arbeitnehmer mit seiner Ehefrau eine gemeinsame Wohnung am 
Beschäftigungsort bezog, die bisherige Familienwohnung aber 
nicht aufgab, weil dort noch Angehörige von ihm lebten. 

In dem von Ihnen erwähnten Urteil hat der Bundesfinanzhof 
schließlich die Auffassung vertreten, daß auch bei einer zunächst 
beruflich veranlaßten doppelten Haushaltsführung später die 
privaten Gründe, die den Arbeitnehmer zur Aufrechterhaltung 
der doppelten Haushaltsführung veranlassen, in den Vorder- 
grund treten und die steuerliche Berücksichtigung verhindern 
können. Mit dem letzteren Urteil wurde jedoch keine neue 
Rechtslage geschaffen; hier werden lediglich die in diesem Zu- 
sammenhang maßgebenden und bereits bekannten Grundsätze am 
Beispiel des konkreten Urteilsfalles angewendet. Die Entschei- 
dung fügt sich somit in die Reihe der vorangegangenen Urteile 
zum gleichen Problemkreis ein. Unter diesen Umständen wäre 
eine Übergangslösung, wie sie Ihnen offenbar vorschwebt, nicht 
zu vertreten gewesen. 

Eine derartige Lösung ließe sich auch nicht unter dem Gesichts- 
punkt der Gleichbehandlung rechtfertigen. Die Entscheidung des 
BFH im Urteilsfall war sachgerecht. Wenn in der Vergangenheit 
auf Grund von Verwaltungsanweisungen nicht immer näher ge- 
prüft wurde, aus welchen Gründen ein doppelter Haushalt gege- 
ben war, und deshalb zum Teil großzügiger verfahren worden 
ist, war diese Verfahrensweise schon nach dem Urteil vom 
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14. Februar 1975 nicht mehr zulässig. Sollten trotzdem zu Beginn 
des Lohnsteuer- Jahresausgleichs 1975 noch einige Fälle günstiger 
behandelt worden sein, so kann daraus nicht der Anspruch abge- 
leitet werden, in anderen Fällen mit gleichem Sachverhalt eben- 
so zu verfahren. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


20. Abgeordneter Trifft es zu, daß die für die Erteilung einer 
Dr* Schäuble Genehmigung zum Erwerb einer unter das 
(CDU/CSU) Kriegswaffenkontrollgesetz (KWKG) fallenden 

Waffe zuständigen Behörden Anweisung ha- 
ben, grundsätzlich keine Genehmigungen an 
Privatpersonen zu erteilen, auch wenn diese 
anerkannte Waffensammler sind und bereits 
Waffen, die unter das KWKG fallen, mit Ge- 
nehmigung besitzen, und der Erwerb einer 
solchen Waffe nicht in den Inlandsbestand an 
Kriegswaffen erhöhen würde? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 30. November 

Für die Entscheidung über Genehmigungsanträge von Waffen- 
sammlern ist, soweit es um Kriegswaffen geht, das Bundes- 
ministerium für Wirtschaft zuständig (§ 11 Abs. 2 Nr. 4 des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes i. V. mit § 1 Abs. 1 Nr. 4 der 
Ersten Durchführungsverordnung). Anweisungen für die Ertei- 
lung von Genehmigungen zum Erwerb von Kriegswaffen gibt es 
nicht. Rechtsgrundlage ist das Kriegswaffenkontrollgesetz. An 
seinem Sinn und Zweck orientiert das Bundesministerium für 
Wirtschaft seine Entscheidungen im Einzelfall. 

Das Kriegswaffenkontrollgesetz dient — über die Wahrung des 
Völkerfriedens hinaus — auch dem Schutz der innerstaatlichen 
Sicherheit und Ordnung. Diese Zielrichtung macht es erforder- 
lich, den Umgang mit Kriegswaffen auf ein Mindestmaß zu be- 
schränken. Für private Zwecke können Genehmigungen daher 
nur in den im öffentlichen Interesse unumgänglich notwendigen 
Ausnahmefällen erteilt werden, wie z. B. für Zwecke der For- 
schung oder zur Begutachtung in patentrechtlichen Rechtsstreitig- 
keiten. Diese Verwaltungspraxis entspricht der Rechtsprechung 
der Verwaltungsgerichte. 

Soweit Waffensammler gegenwärtig Kriegswaffen besitzen, ist 
der Besitz in der Regel illegal begründet und erst durch Amne- 
stieregelungen des Waffenrechts, in keinem Falle aber durch 
Genehmigungen nach dem Kriegswaffenkontrollgesetz, nach- 
träglich legalisiert worden. Dabei beschränkt sich diese Legiti- 
mation auf die Fortsetzung des bisherigen Waffenbesitzes. An- 
sprüche auf Genehmigungen für den Erwerb weiterer Kriegs- 
waffen lassen sich hieraus nicht ableiten. Der Rechtsstatus eines 
„anerkannten“ Waffensammlers ist dem Kriegswaffenkontroll- 
gesetz fremd. Soweit das allgemeine Waffenrecht die Interessen 
von Waffensammlern berücksichtigt, gilt dies lediglich für Waf- 
fen, die nicht der Kriegswaffenkontrolle unterliegen. Grundle- 
gend anders ist dies bei Kriegswaffen, da es sich hierbei um 
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Waffen handelt, die nach dem gegenwärtigen Stand der wissen- 
schaftlichen, technischen und militärischen Erkenntnisse zur 
Kriegsführung geeignet sind. Sicherheitspolitisch wäre es äußerst 
bedenklich, Privatpersonen den Zugang zu modernen Waffen 
dieser Art zuzugestehen. Der kulturhistorische Gesichtspunkt, 
auf den sich Waffensammler regelmäßig berufen, könnte frühe- 
stens dann Geltung beanspruchen, wenn diese Waffen aus den 
Beständen moderner Streitkräfte als veraltet ausgemustert sind 
und infolgedessen dann auch aus dem Anwendungsbereich des 
Kriegswaffenkontrollgesetzes herausgenommen werden. 


21. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
eine solche Anweisung dem Sinn des KWKG 
nicht entsprechen kann, sondern ihm sogar 
zuwiderläuft, da es vom Gesichtspunkt der 
Besitzer und Standortkontrolle nur vorteilhaft 
sein kann, wenn die im Besitz von Privatper- 
sonen befindlichen Kriegswaffen in der Hand 
weniger Besitzer und an wenigen Orten kon- 
zentriert werden, und wenn ja, welche Folge- 
rungen wird sie daraus ziehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 30. November 


Die Auffassung, daß die Versagung von Genehmigungen in die- 
sen Fällen dem Sinn des Kriegswaffenkontrollgesetzes zuwider- 
läuft, wird von der Bundesregierung nicht geteilt. Das Gesetz 
verfolgt, wie in der Antwort auf die Frage 20 dargelegt, unter 
anderem auch den Zweck, im Interesse der inneren Sicherheit 
dem Mißbrauch von Kriegswaffen vorzubeugen. Unter diesem 
Gesichtspunkt sind die Vorteile einer Konzentration von Kriegs- 
waffenbeständen in den Händen weniger Besitzer gegen die da- 
mit verbundenen Nachteile abzuwägen. Mag es auch zutreffen, 
daß die zuständigen Überwachungsbehörden bei einer Beschrän- 
kung auf eine kleinere Zahl von Verwahrungsorten ihre Kontroll- 
tätigkeit gezielter ausüben könnten, so dürfen auf der anderen 
Seite die Gefahren nicht übersehen werden, die sich gerade aus 
größeren Ansammlungen funktionsfähiger Kriegswaffen an 
einem Ort ergeben. 

Private Waffensammlungen sind insofern stets eine potentielle 
Gefahrenquelle für die innere Sicherheit, als sie einen Anreiz für 
kriminelle Gruppen oder Einzelpersonen bieten können, ihren 
„Waffenbedarf“ durch Einbruch, Diebstahl oder sonstige Straf- 
taten zu decken. Dieser Anreiz wird bei größeren Waffensamm- 
lungen in der Regel stärker sein, als wenn sich der private in- 
ländische Waffenbestand im Streubesitz befindet. 

Schon jetzt beläuft sich die Menge der in einer Hand befindli- 
chen funktionsfähigen Kriegswaffen in einzelnen Fällen auf mehr 
als 50 Stück. Angesichts der beschriebenen Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit kann es nicht im allgemeinen Interesse 
liegen, einer noch stärkeren Konzentration des privaten Waffen- 
besitzes und damit dem Aufbau von Waffenmuseen in Privathand 
Vorschub zu leisten. 
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22. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
wirkungen, die durch allgemeine Zollpräferen- 
zen für Jugoslawien und Billigstimporte aus 
Italien bei der Einfuhr von Stahlrohren mit 
quadratischem und rechteckigem Durchschnitt 
auf deutsche Firmen dann entstehen, wenn für 
diese Firmen der Einkauf der Rohware aus 
den Werken der Montan-Union preislich fast 
so hoch liegt wie die Endpreise der Fertigware 
aus den genannten Einfuhrländern, und was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die 
Gefährdung von Arbeitsplätzen und mittel- 
ständischen Existenzen besonders im süddeut- 
schen Raum durch solche Dumping-Einfuhren 
zu verhindern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 30. November 


I. Die Europäischen Gemeinschaften (EG) haben in Erfüllung 
ihrer in der UNCTAD abgegebenen Zusicherungen am 1. Juli 1971 
vor allen anderen Industrieländern allgemeine Zollpräferenzen 
für Erzeugnisse aus Entwicklungsländern in Kraft gesetzt. Unter 
diesem Präferenzschema, das für alle Halb- und Fertigwaren 
Zollfreiheit im Rahmen jährlicher Höchstmengen vorsieht, sollen 
den Entwicklungsländern zusätzliche Chancen zur Diversifizie- 
rung ihrer Exporte und zum Ausgleich ihrer Handelsbilanz ge- 
boten werden. 

Jugoslawien gehörte von Anfang an zu den begünstigten Ländern 
und erhielt somit auch den Zollvorteil für die fraglichen Stahl- 
rohre. Im Hinblick auf seinen relativ fortgeschrittenen Entwick- 
lungsstand wurde jedoch das Volumen der möglichen zollfreien 
Einfuhren gegenüber Jugoslawien bei bestimmten Erzeugnissen, 
darunter Stahlrohre, begrenzt und nicht laufend erhöht. Um zu- 
sätzlich die besondere Lage auf dem Stahlrohrsektor zu berück- 
sichtigen, ist für 1977 keine Aufstockung der zollfreien Einfuhr- 
möglichkeiten beschlossen worden. Weitergehende Restriktionen 
im Bereich der Zollpräferenzen lassen sich mit der besonders 
von uns befürworteten Politik der Marktöffnung gegenüber Ent- 
wicklungsländern nur schwer vereinbaren. 

II. Die Bundesregierung erwartet, daß auch die Entwicklungs- 
länder die allgemeinen Regeln des Welthandels beachten; dazu 
gehört auch der Verzicht auf Dumpinglieferungen. Die Abwehr 
solcher Einfuhren von Stahlrohren aus Jugoslawien sollte des- 
halb grundsätzlich mittels entsprechender Antidumpingmaßnah- 
men erfolgen. Das GATT und in Anlehnung daran die ein- 
schlägigen EG-Vorschriften erlauben derartige Maßnahmen je- 
doch nur bei Vorliegen bestimmter Voraussetzungen. So ist in 
einem besonderen Antrag vornehmlich darzulegen, daß die 
Exportpreise dieser Erzeugnisse in die Gemeinschaft niedriger 
sind als die entsprechenden jugoslawischen Inlandspreise und 
daß diese Einfuhren eine bedeutende Schädigung eines bestehen- 
den Wirtschaftszweiges verursacht haben oder zu verursachen 
drohen. Werden beide Kriterien, d. h. Dumpingpreis und Scha- 
den nachgewiesen, so würde die für solche Schritte zuständige 
Gemeinschaft geeignete Maßnahmen, z. B. die Verhängung 
eines Antidumpingzolls, ergreifen. 
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III. Gegenüber den Einfuhren aus Italien als einem Mitglied- 
staat der EWG können Antidumpingmaßnahmen grundsätzlich 
nicht ergriffen werden. Das Anliegen der betroffenen Unterneh- 
men könnte nach entsprechender Sachaufklärung jedoch der 
italienischen Regierung unter Einschaltung der Kommission mit 
der Bitte um Abhilfe vorgetragen werden. 

Die Bundesregierung hat mit einer der betroffenen Firmen be- 
reits Kontakt aufgenommen und ihr die Möglichkeiten des weite- 
ren Vorgehens dargelegt. Sie ist bereit, entsprechende weitere 
Schritte der Wirtschaft bei Vorliegen der jeweiligen Voraus- 
setzungen im Rahmen ihrer Möglichkeiten auch in internatio- 
nalen Gremien zu unterstützen, um einer etwaigen Gefährdung 
heimischer Unternehmen und Arbeitsplätze entgegenzuwirken. 


23. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise war die Bundesregierung an 
der Vermittlung oder Absicherung des Kredits 
in Höhe von 490 Millionen an die Tschecho- 
slowakei beteiligt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 30. November 


Ich nehme an, daß sich Ihre Frage auf den auch in der Tages- 
presse bekannt gewordenen Finanzkredit eines deutschen Ban- 
kenkonsortiums unter Führung der Dresdner Bank ugd Teilnah- 
me der Bayerischen Vereinsbank, der Bayerischen Hypotheken- 
und Wechselbank sowie anderer deutscher Banken an die CSSR 
bezieht. Dieser Kredit ist — wie die meisten Kredite dieser Art 
an Staatshandelsländer — von der Bundesregierung weder ver- 
mittelt noch abgesichert worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


24. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 

(SPD) 


Wann ist mit dem Erlaß der vorgesehenen 
Rechts Verordnung zu rechnen, die in der zum 
1. April 1977 in Kraft tretenden Novellierung 
zum Bundes jagdgesetz vorgesehen ist und 
durch die für eine Reihe von bedrohten Vogel- 
arten ein besserer Schutz gewährleistet ist, 
und ist die Bundesregierung insbesondere be- 
reit, dem Umstand Rechnung zu tragen, daß 
nur ein Erlaß in allernächster Zeit den Bestand 
einiger bedrohter Vogelarten sichern kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 18. November 


Die konsequente Fortentwicklung des verbesserten Schutzes von 
Federwildarten wird wie bereits im Zweiten Änderungsgesetz 
zum Bundesjagdgesetz auch in der in Vorbereitung befindlichen 
Verordnung über die Jagdzeiten ihren Niederschlag finden. 

Diese Verordnung wird zum frühestmöglichen Zeitpunkt nach 
Inkrafttreten der Zweiten Novelle zum Bundes jagdgesetz am 
1. April 1977 erlassen werden. 
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25. Abgeordneter 
Dr. Gölter 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Grundsätze 
für die Förderung von Landarbeiterwohnun- 
gen (Drucksache 7/5671, Seite 103 ff.) dahin 
gehend zu ändern, daß auch solche landwirt- 
schaftlichen Arbeitnehmer Wohnungsbauför- 
derungsmittel erhalten, die in einem Unter- 
nehmen beschäftigt sind, das lediglich aus 
steuerlichen Gründen nicht als landwirtschaft- 
liches Unternehmen gilt, sonst aber alle Merk- 
male eines landwirtschaftlichen Betriebs auf- 
weist und in dem der landwirtschaftliche Ar- 
beitnehmer ausschließlich einer Tätigkeit im 
Bereich der landwirtschaftlichen Produktion 
nachgeht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 25. November 

Die Abgrenzung der landwirtschaftlichen Betriebe nach steuer- 
lichen Kriterien — wie sie in Nummer 3.1 der Grundsätze für die 
Förderung von Landarbeiterwohnungen erfolgt ist — hat ihr 
Vorbild in Nummer 10.5 der einzelbetrieblichen Förderungs- 
grundsätze. Sie entspricht dem förderungspolitischen Grundsatz, 
daß Betriebe oder Betriebsteile, die nach Einkommensteuerrecht 
nicht der Land- und Forstwirtschaft zugerechnet werden, von der 
Investitionsförderung ausgeschlossen sind. 

Diese Abgrenzung ist gerechtfertigt, weil gewerbliche Betriebe 
in aller Regel wirtschaftlich stärker sind als landwirtschaftliche 
Betriebe. Grundlage für die Übernahme der Abgrenzung in die 
Grundsätze für die Förderung des Landarbeiterwohnungsbaus ist 
die Überlegung, daß Arbeitnehmer in Gewerbebetrieben in der 
Regel höhere Löhne erhalten als Landarbeiter. Bei ihnen ist ein 
Abwandern in einen anderen Wirtschaftszweig wegen ander- 
weitiger besserer Bezahlung daher weniger zu befürchten. 

Ich halte es daher nicht für erforderlich, von der die Anwendung 
der Förderungsgrundsätze sehr erleichternden klaren Abgren- 
zung abzugehen. Außerdem läge eine Entscheidung darüber nicht 
in meinen Händen, sondern wäre Sache des Planungsausschusses 
nach dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes". 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


26. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, eine Initiative 
Dr. Blüm mit dem Ziel zu ergreifen, das Arbeitsförde- 

(CDU/CSU) rungsgesetz insoweit zu ändern, daß der Zeit- 

raum für die Gewährung des Kurzarbeitergel- 
des um ein halbes Jahr verlängert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Busdifort 
vom 23. November 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob eine Ausdehnung der gel- 
tenden Höchstbezugsfrist für das Kurzarbeitergeld über 24 Mo- 
nate hinaus möglich ist. Sie hat von der Bundesanstalt für Arbeit 
Entscheidungsgrundlagen angefordert. 
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Eine etwaige abermalige Ausdehnung des Bezugzeitraums ist 
sehr problematisch. Denn in Betrieben, denen es binnen 24 Mo- 
naten nicht möglich gewesen ist, den Kurzarbeitergeld-Bezug 
für drei Monate zu unterbrechen — gegebenenfalls unter Ein- 
beziehung von Betriebsferien — , um danach Kurzarbeitergeld 
für eine neue Regelbezugsfrist zu beziehen (§ 67 Abs. 3 AFG), 
ist die Annahme begründet, daß der Arbeitsausfall nicht kon- 
junktureller, also vorübergehender Natur, sondern struktureller 
Art, also von Dauer ist. Zur Überbrückung von Arbeitsausfällen 
der letzteren Art ist das Kurzarbeitergeld, das bei gleicher Be- 
messung wie das Arbeitslosengeld eine Leistung zur Erhaltung 
von Arbeitsplätzen ist, aber nicht bestimmt. 


27. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung das gelten- 
Geisenhofer de Recht, wonach gemäß Artikel 2 § 49 a Abs. 4 
(CDU/CSU) AnVNG Personen, die durch freiwillige Bei- 

träge Anspruch gegenüber der Rentenversiche- 
rung durch Nachentrichtung begründet haben, 
keine kostenfreie Rentnerkrankenversicherung 
bzw. einen Beitragszuschuß zu ihrer freiwilli- 
gen oder privaten Krankenversicherung bean- 
spruchen können, während nach § 165 Abs. 3 
RVO alle Personen, die Rentenantrag stellen, 
mit der Antragstellung in der Rentnerkranken- 
versicherung versichert sind, und ist die Bun- 
desregierung bereit, die Benachteiligung zu 
beseitigen die darin besteht, daß diese Per- 
sonengruppe für die Zeit ihrer Antragsbear- 
beitung in der Rentenversicherung Beiträge 
zur gesetzlichen Krankenversicherung leisten 
müssen, obwohl eine Mitgliedschaft dort nicht 
begründet werden kann und sie mit Erteilung 
des Rentenbescheids und der Rentnerkranken- 
versicherung wieder ausscheiden müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 23. November 


Der Gesetzgeber des Rentenreformgesetzes 1972 war der Auf- 
fassung, daß die Nachentrichtungsmöglichkeit des Artikels 2 
§ 49 a Abs. 2 AnVNG bzw. Artikel 2 § 51 a Abs. 2 ArVNG 
bereits so günstig ausgestaltet ist, daß an die hieraus nachent- 
richteten Beiträge nicht auch noch der Schutz der Rentnerkran- 
kenversicherung anknüpfen dürfe. Diese Überlegungen haben 
auch heute noch volle Gültigkeit. Die Bundesregierung beabsich- 
tigt daher nicht, eine Änderung des geltenden Rechts anzuregen. 

Die Bundesregierung sieht es indes nicht als befriedigend an, daß 
Rentenantragsteller, die die Wartezeit für die Rente nur auf 
Grund von nachentrichteten Beiträgen erfüllen, nach der Recht- 
sprechung des Bundessozialgerichts (vgl. Urteil vom 16. Dezem- 
ber 1975 — 11 RA 186/74) nach § 315 a der Reichsversicherungs- 
ordnung (RVO) vom Tag der Rentenantragstellung Mitglieder in 
der gesetzlichen Krankenversicherung werden und Beiträge nach 
§ 381 Abs. 3 Satz 2 RVO zu entrichten haben. Sie hat deshalb im 
Entwurf eines Gesetzes zur Weiterentwicklung des Kassenarzt- 
rechts und zur Änderung der Krankenversicherung der Rentner 
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(vgl. Drucksache 7/3336) vor geschlagen, daß auf Grund einer 
Erklärung der Rentenantragsteller die Zugehörigkeit zur gesetz- 
lichen Krankenversicherung erst mit Ablauf des Monats be- 
ginnen soll, in dem der die Rente gewährende Bescheid zugestellt 
wird. Rentenantragsteller, die diese Erklärung abgeben, würden 
während der Laufzeit ihres Rentenantrags keine Beiträge zu 
zahlen haben. 

Dieser Vorschlag konnte in dieser Legislaturperiode nicht mehr 
verwirklicht werden. Die Bundesregierung wird das Problem in 
der kommenden Legislaturperiode wieder aufgreifen und bei der 
nächsten sich bietenden Gelegenheit den gesetzgebenden Körper- 
schaften einen entsprechenden Gesetzesantrag zuleiten. 


> 


28. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Neumeister 

tCDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Schwie- 
rigkeiten, die sich auf Grund der Novellierung 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes bei der Aus- 
bildung von Jugendlichen in der Kranken- 
pflege dadurch ergeben, daß nach § 14 Abs. 1 
des Gesetzes Jugendliche nur in der Zeit zwi- 
schen 7 Uhr und 20 Uhr beschäftigt werden 
dürfen und eine solche Regelung den betriebs- 
internen Ablauf an Krankenhäusern beein- 
trächtigt, und ist die Bundesregierung bereit, 
zur Beseitigung der aufgezeigten Schwierig- 
keiten im Interesse der Gewährleistung einer 
reibungslosen Ausbildung von Krankenpflege- 
schülern nach § 21 Abs. 3 des Jugendarbeits- 
schutzgesetzes eine Ausnahmeregelung zu 
treffen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 18. November 

Das Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung prüft zur 
Zeit, welche Probleme bei der Ausbildung Jugendlicher in Kran- 
kenanstalten entstehen, wenn sie nur in der Zeit von 7 Uhr bis 
20 Uhr beschäftigt werden. Es hat die für Krankenanstalten zu- 
ständigen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände um Stellung- 
nahme zu dieser Frage gebeten. Nach Eingang der Stellung- 
nahmen wird der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
entscheiden, ob die Beschäftigung Jugendlicher in Krankenan- 
stalten ab 6 Uhr im Interesse ihrer Ausbildung nach § 21 Abs. 3 
des Jugendarbeitsschutzgesetzes zugelassen werden kann. 


29. Abgeordneter Besteht die Befürchtung zu Recht, daß das von 
Niegel der Bundesregierung vorgesehene 430 Millio- 

(CDU/CSU) nen DM Mobilitätsprogramm zur Förderung 

der Mobilität der Arbeitslosen in erster Linie 
strukturschwache Räume, insbesondere das Zo- 
nenrandgebiet, negativ treffen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 23. November 

Die von der Bundesregierung am 10. November 1976 beschlosse- 
nen Mobilitätshilfen dürften nicht zu einer passiven Sanierung 
Struktur sch wacher Räume führen. Nach dem Kabinettbeschluß ist 
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bei der Gewährung dieser Hilfen „darauf zu achten, daß die im 
Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe , Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur' und des Bundesraumordnungsprogramms 
angestrebte Entwicklung nicht durch Abwanderung aus den För- 
dergebieten beeinträchtigt wird". Dies wird in der Durchfüh- 
rungsanweisung der Bundesanstalt für Arbeit zu den vom Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung erlassenen Richtlinien 
voll berücksichtigt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


30. Abgeordneter Welches ist die Rechtsgrundlage für die Ent- 
Dr. Abelein lassung der beiden Luftwaffengenerale Walter 

(CDU/CSU) Krupinski und Karl Heinz Franke? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 29. November 

Rechtsgrundlage für die Entlassung der beiden Generale sind die 
§§50 und 22 des Soldatengesetzes. 


31. Abgeordneter 

Dr. Abelein 


(CDU/CSU) 


Wertet die Bundesregierung einen Hinweis 
auf die unbestreitbare politische Vergangen- 
heit des Abgeordneten Herbert Wehner in der 
kommunistischen Partei und in der Komintern 
neuerdings als Dienstvergehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 29. November 

Die Bundesregierung verwahrt sich gegen die in dieser Frage 
enthaltene Unterstellung. Eine Antwort erübrigt sich im Hinblick 
auf die Antwort zur Frage 30. 


32. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Welcher historischen und sachlichen Fehler 
oder Mißdeutungen haben sich die beiden Luft- 
waffengenerale Walter Krupinski und Karl 
Heinz Franke schuldig gemacht, als sie in 
einem normalerweise vertraulich gehaltenen 
Presse-Hintergrundgespräch die Mutmaßung 
äußerten, der Fraktionsvorsitzende der SPD, 
Abgeordneter H. Wehner, sei früher links- 
radikal und Kommunist gewesen und habe 
sich mittlerweile zum Demokraten geläutert? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. November 

Diese Frage geht von einem unzutreffenden Tatbestand aus. 
Eine Antwort ist daher nicht möglich. 
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33. Abgeordneter 

Dr. Marx 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung den Sinn des 
„Staatsbürgers in Uniform" neuerdings darin, 
die eindeutigen Rechte dieser Staatsbürger als 
wohlbegründete politische Meinung und deren 
öffentliche Vertretung zu beschneiden oder gar 
durch Dienstentlassung zu bestrafen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. November 

Die Bundesregierung hat die Einhaltung der §§ 6 und 17 des 
Soldatengesetzes zu gewährleisten. 


34. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Werden die in Radolfzell und Konstanz statio- 
nierten Einheiten der französischen Streit- 
kräfte nach Frankreich zurückverlegt, und 
wenn ja, zu welchen Zeitpunkten soll dies 
geschehen? 


35. Abgeordneter 

Biechele 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die gegebe- 
nenfalls frei werdenden Kasernen und sonsti- 
gen Gebäulichkeiten und Einrichtungen in die- 
sen beiden Städten mit Einheiten der Bundes- 
wehr zu belegen? 


36. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
den beiden Städten angemessene Hilfen anzu- 
bieten, damit sie die mit dem Abzug der fran- 
zösischen Einheiten verbundenen schwerwie- 
genden wirtschaftlichen Folgen etwa für den 
Bereich des Arbeits- und Wohnungsmarkts 
meistern können, und beabsichtigt die Bundes- 
regierung, diese Probleme mit der Landesre- 
gierung von Baden-Württemberg zu erörtern? 


37. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
das freiwerdende Areal der Klosterkaserne für 
dringend erforderliche kommunale Aufgaben 
der Stadt Konstanz zur Verfügung zu stellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. November 

Der Oberbefehlshaber der französischen Streitkräfte in Deutsch- 
land hat das Bundesverteidigungsministerium über den Deut- 
schen Beauftragten in Baden-Baden darüber informiert, daß die 
französische Garnison Radolfzell im Frühsommer 1977 aufgege- 
ben und die Belegung von Konstanz im Laufe des Jahrs 1977 
verringert werden soll. Darüber hinaus ist bekannt geworden, 
daß Konstanz voraussichtlich im Laufe des Jahrs 1978 ganz von 
französischen Truppen geräumt werden wird. 
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Die Frage, ob Radolfzell mit einem deutschen Truppenteil belegt 
wird, bedarf einer sehr sorgfältigen Prüfung. Ein Ergebnis dürfte 
nicht vor Ablauf von etwa vier Monaten vorliegen, da hierbei 
Probleme der Infrastruktur und der Stationierungsplanung unter- 
sucht werden müssen. 

Das gleiche gilt für den Standort Konstanz, wobei die Prüfung 
erst beginnen kann, wenn die französische Seite ihre Planung 
offiziell mitgeteilt haben wird. 

Bitte haben Sie Verständnis dafür, daß ich Ihre Frage, ob den 
beiden Städten von der Bundesregierung Hilfe gewährt werden 
kann und eine Erörterung der Probleme mit der Landesregierung 
von Baden-Württemberg erfolgen wird, jetzt noch nicht beant- 
worten kann. Dazu muß erst die Frage der Belegung mit deut- 
schen Truppenteilen abschließend geprüft sein. 

Soweit es um die von Ihnen angeschnittene Frage der Kloster- 
kaserne in Konstanz geht, muß zunächst geprüft werden, ob das 
Areal weiterhin für Zwecke des Bundes benötigt wird. Sollte 
kein Bundesbedarf vorliegen, ist die Bundesregierung grund- 
sätzlich bereit, die Liegenschaft zum Verkehrswert zu veräußern 
und dabei die Belange der Stadt Konstanz vorrangig zu berück- 
sichtigen. 


38. Abgeordneter Trifft es zu, daß — wie durch Zeitungsmeldun- 
Biehle gen verbreitet wurde (vgl. z. B. Die Welt vom 

(CDU/CSU) 4. November 1976) — im Zusammenhang mit 

dem Luftwaffentraditionstreffen in Bremgarten 
der stellvertretende Inspekteur der Luftwaffe, 
Generalmajor Heinz unter Täuschungsmanö- 
vern gegenüber dem Parlamentarischen Staats- 
sekretär Schmidt die Genehmigung zum Tref- 
fen erschlichen hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. November 


Derartige Zeitungsmeldungen treffen nicht zu. 


39. Abgeordneter 

Biehle 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung, falls diese Behaup- 
tung nicht zutrifft, bereit, das korrekte Ver- 
halten des Stellvertreters des Inspekteurs der 
Luftwaffe, Generalmajor Heinz, zu bestätigen 
und ihn im Interesse der Bundeswehr auch 
öffentlich dafür in Schutz zu nehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. November 


Generalmajor Heinz hat sich korrekt verhalten. Das ist ihm am 
26. Oktober 1976 vom Bundesminister der Verteidigung persön- 
lich bestätigt worden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


40. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


Mit welchen Mitteln und welchen Ergebnissen 
hat das deutsch-französische Jugendwerk in 
den letzten Jahren gearbeitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 22. November 


Für das deutsch-französische Jugendwerk sind in den Jahren 1972 
bis 1976 folgende Regierungsbeiträge bereit gestellt worden: 


Deutscher Beitrag 

Französischer Beitrag 

1972 

14 874 015 DM 

23 612 500 FF 

1973 

14 874 015 DM 

23 612 500 FF 

1974 

13 688 247 DM 

23 612 500 FF 

1975 

13 220 884 DM 

23 612 500 FF 

1976 

13 834 563 DM 

23 612 500 FF. 


Mit diesen Mitteln hat das Deutsch-Französische Jugendwerk 


1972 

5512 Programme, 
Deutschland, 3445 

davon 2067 in 
in Frankreich 

der 

Bundesrepublik 

1973 

4147 Programme, 
Deutschland, 2633 

davon 1514 in 
in Frankreich 

der 

Bundesrepublik 

1974 

3658 Programme, 
Deutschland, 2258 

davon 1400 in 
in Frankreich 

der 

Bundesrepublik 

1975 

3268 Programme, 
Deutschland, 1885 

davon 1 383 in 
in Frankreich 

der 

Bundesrepublik 

durchgeführt. 





Im Rahmen dieser Programme ist folgende Anzahl von Teilneh- 
mern gefördert worden: 




Deutsche 

Franzosen 

1972 

177 481 

99 544 

77 937 

1973 

132 567 

73 384 

59 183 

1974 

112 999 

63 262 

49 737 

1975 

103 329 

54 717 

48 612. 


Für 1976 liegen noch keine statistischen Zahlen vor. Es kann je- 
doch davon ausgegangen werden, daß die Teilnehmerzahlen und 
die Zahl der Programme etwa denen des Jahrs 1975 entsprechen 
werden. 

Hinsichtlich der Regierungsbeiträge für die Jahre 1964 bis 1971 
sowie der Teilnehmerzahlen für den gleichen Zeitraum wird auf 
die Antwort der Bundesregierung vom 17. Mai 1974 (Drucksache 
7/2119) zu der Kleinen Anfrage der Abgeordneten Rollmann, 
Dr. Marx und der Fraktion der CDU/CSU verwiesen. 

Zusammenfassend wird bemerkt, daß das Deutsch-Französische 
Jugendwerk mit den ihm in den vergangenen Jahren zur Ver- 
fügung gestellten Mitteln eine erfolgreiche Arbeit im Rahmen 
des deutsch-französischen Jugendaustauschs geleistet hat. Mit 
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der Anwendung der seit 1. Januar 1974 geltenden neuen Richt- 
linien hat das Deutsch-Französische Jugendwerk in Zusammen- 
arbeit mit den am Jugendaustausch partizipierenden Trägern 
eine beachtliche Qualifizierung seiner Programme erreichen 
können. Hervorzuheben sind hier insbesondere die themen- 
orientierten Programme zur Vertiefung der Zusammenarbeit, die 
langfristigen Arbeits- und Studienaufenthalte für Multiplikatoren 
sowie die Programme im Rahmen der institutioneilen Koopera- 
tion. 


41. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


In welchem Umfang sind die Grundsätze für 
die einheitliche Gestaltung der Richtlinien der 
Länder für die Förderung von Erziehungsbe- 
ratungsstellen der Jugendministerkonferenz 
vom 24. September 1973 von den einzelnen 
Bundesländern nach der Beantwortung meiner 
Fragen B41 und 42 (Drucksache 7/3447) durch 
die Bundesregierung (Stenographischer Bericht 
über die 162. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages S. 11 459) in Landesrecht umgesetzt 
worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Zander 
vom 16. November 

Die auf der Jugendministerkonferenz am 24. September 1973 
beschlossenen Förderungsgrundsätze für Erziehungsberatungs- 
stellen haben sich als wegweisender rechtlicher Rahmen für eine 
bundeseinheitliche Förderungspraxis erwiesen. 

Nach Auskunft der Arbeitsgemeinschaft der obersten Landes- 
jugendbehörden hat als erstes Land inzwischen Nordrhein- West- 
falen einschlägige Förderungsrichtlinien erlassen. 

In Baden-Württemberg stehen die Arbeiten an einem entspre- 
chenden Richtlinienerlaß kurz vor dem Abschluß. Mit der Ver- 
öffentlichung der Richtlinien ist noch in diesem Jahr zu rechnen. 

In den meisten übrigen Bundesländern werden gegenwärtig 
eigene Richtlinienerlasse vorbereitet. Im kommenden Jahr wol- 
len Rheinland-Pfalz, Hamburg und das Saarland ihre Förderungs- 
richtlinien veröffentlichen. Bayern wird voraussichtlich 1978 mit 
einem Richtlinienerlaß folgen. 

In Schleswig-Holstein und Niedersachsen liegen ausgearbeitet 
Entwürfe vor. 

Das Land Hessen stützt sich in seiner Förderungspraxis nach wie 
vor auf besondere Grundsätze zur Anerkennung von Erziehungs- 
beratungsstellen aus dem Jahr 1956 sowie auf ergänzende Förde- 
rungsbestimmungen aus dem Jahr 1973. Beide Verwaltungs Vor- 
schriften stimmen inhaltlich weitgehend mit den von der Jugend- 
ministerkonferenz beschlossenen Förderungsgrundsätzen überein. 

Bremen und Berlin wollen mit Rücksicht auf eine Reihe besonde- 
rer struktureller Gründe — in Bremen gibt es beispielsweise 
außer einer Einrichtung in freier Trägerschaft nur kommunale 
Erziehungsberatungsstellen — vom Erlaß besonderer Förderungs- 
richtlinien absehen. Auch in diesen beiden Ländern orientieren 
sich die Träger der Erziehungsberatung jedoch weitgehend an 
den inhaltlichen und organisatorischen Maßstäben der Förde- 
rungsgrundsätze. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


42. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche gesetzlichen oder verwaltungsinternen 
Grundlagen sind für Neuregelungen des Post- 
dienstes im Zuge der Verwaltungsreform im 
Hinblick auf die Aufhebung von Zustellpost- 
ämtern, die Schließung von Postannahmestel- 
len und die Änderung von Postanschriften ab- 
weichend von den amtlichen Bezeichnungen 
der im Zuge der Verwaltungsreform neu ent- 
standenen Gemeinden und Gemeindeteile maß- 
gebend, und welche Grundsätze gelten für die 
Entscheidung, ab wann bisher selbständige Ge- 
meinden eigene Zustellämter behalten oder 
nicht mehr behalten dürfen? 


43. Abgeordneter Gibt es unterschiedliche Anwendungen dieser 
Dr. Evers Bestimmungen für die durch Eingemeindungen 

(CDU/CSU) entstandenen Ortsteile von Großstädten (z. B. 

Freiburg i. Br. mit den Ortsteilen Munzingen 
und Tiengen) einerseits und die Ortsteile 
ländlicher Gemeinden (z. B. Schallstadt, Wol- 
fenweiler, Mengen) andererseits? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 24. November 

Die Deutsche Bundespost ist nach dem Postverwaltungsgesetz 
verpflichtet, ihre Einrichtungen und Dienstleistungen wirtschaft- 
lich zu gestalten und den Interessen der gesamten Volkswirt- 
schaft Rechnung zu tragen. 

Die Deutsche Bundespost hat ihre Betriebsorganisation weit- 
gehend auf die kommunalpolitischen Gegebenheiten abgestellt, 
indem sie jede Gemeinde als einheitlichen postalischen Versor- 
gungsbereich behandelt. Der Gemeindename wird als postamt- 
liche Bezeichnung für den Bestimmungsort übernommen, der 
Sendungseingang grundsätzlich für das Gemeindegebiet zentra- 
lisiert und der Zustelldienst nach Möglichkeit bei einer Postan- 
stalt zusammengefaßt. 

Diese Prinzipien bilden die Grundlage für die Anpassung des 
Postbetriebs an kommunale Neugliederungen. Dabei sind örtlich 
sehr verschiedenartige strukturelle, bauliche und personelle Ge- 
gebenheiten zu berücksichtigen. 

Für die bei kommunaler Neuordnung entstandenen Gemeinden 
wird eine einheitliche postamtliche Ortsbezeichnung in Überein- 
stimmung mit dem von der zuständigen Landesregierung be- 
stimmten politischen Gemeindenamen festgelegt. Die eindeutig 
Angabe dieser postamtlichen Orstbezeichnung in der Anschrift 
in Verbindung mit der zugehörigen Postleitzahl ist Vorausset- 
zung für eine schnelle Beförderung der Sendungen. Für bisher 
selbständige Gemeinden, die als Ortsteile in größeren Gemeinden 
aufgegangen sind, bedeutet das eine Änderung der bisherigen 
Ortsbezeichnung, vielfach auch der Postleitzahl. 
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Die Postanschrift kann ihren Zweck nur erfüllen, wenn die Be- 
stimmungsortsangabe von allen Zusätzen freigehalten wird, die 
für die schnelle Beförderung der Sendungen nicht erforderlich 
sind. Um dennoch dem verständlichen Wunsch der Bürger nach 
Erhaltung alter Ortsnamen auch in der Postanschrift Rechnung 
zu tragen, hat die Deutsche Bundespost zugestanden, daß an sich 
entbehrliche Ortsteilbezeichnungen in der Zeile oberhalb der 
Straßenangabe vermerkt werden dürfen. Dort stören sie den 
Postbetrieb nicht. Zum Beispiel: 

Herrn 

Max Meier 

Mengen 

Weiherstraße 8 

7801 Schallstadt-Wolfenweiler 

Die besten Voraussetzungen für eine wirtschaftliche Ausliefe- 
rung der Sendungen sind in der Regel dann gegeben, wenn 
innerhalb einer Gemeinde der Eingangs- und der Zustelldienst 
an einem Standort zusammengefaßt werden. Mehrere Zustell- 
postanstalten in einer Gemeinde werden nur dann beibehalten, 
wenn dies im Ausnahmefall nach der flächenmäßigen Ausdeh- 
nung des Gemeinwesens oder nach der Einwohnerzahl geboten 
erscheint. 

Mit der Verlagerung des Zustelldienstes verlieren in den neuge- 
bildeteten postalischen Versorgungsbereichen die bisherigen 
Postanstalten einen wesentlichen Teil ihrer Aufgaben. Daher 
muß in jedem Einzelfall auch der Annahmedienst überprüft wer- 
den. Annahmestellen, die von der Bevölkerung nur in so gerin- 
gem Umfang in Anspruch genommen werden, daß ihre Beibe- 
haltung wegen der hohen Leerzeiten wirtschaftlich nicht vertret- 
bar wäre, werden im allgemeinen aufgehoben. In den betroffenen 
Bereichen werden andere, dem Verkehrsbedürfnis entsprechende 
Einlieferungsmöglichkeiten geschaffen, z. B. die Einlieferung bei 
einem mit Kraftfahrzeug ausgestatteten Landzusteller. 

Die genannten Grundsätze gelten gleichermaßen für größere 
Städte und für Gemeinden im ländlichen Bereich, also für Frei- 
burg im Breisgau ebenso wie für Schallstadt-Wolfenweiler. Um 
einen wirtschaftlichen Aufgabenvollzug zu erreichen, mußte die 
Zustellung für die Gemeinden Schallstadt, Wolfenweiler und 
Mengen zum 1. Oktober 1976 zentralisiert werden. 

Bei den Gemeinden Munzingen und Tiengen ist dagegen eine 
dezentrale Zustellung wegen der erheblichen geografischen Ent- 
fernungen zu Freiburg im Breisgau erforderlich. 


44. Abgeordneter 
Dr. Lenz 
(Bergstraße) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesverkehrsminister bereit, mit den 
Wirtschafts- und Verkehrsministern der Bun- 
desländer Baden-Württemberg und Hessen an 
Ort und Stelle zu einer Erörterung und Öffent- 
lichen Stellungnahme zu den Verkehrsverhält- 
nissen auf der B 38 im Raum Weinheim/Berg- 
straße zusammenzukommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 24. November 

Für Herrn Bundesminister Gscheidle habe ich Ihnen auf Ihre 
Anfrage vom 13. September 1976 mit Schreiben vom 29. Okto- 
ber 1976 bereits mitgeteilt, daß mit den Straßenbau Verwaltungen 
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der Bundesländer Baden-Württemberg und Hessen Einverneh- 
men über die Planungskonzeption für den Ausbau der Bundes- 
straße 38 im Raum Weinheim besteht. 

Unter diesen Umständen ist ein Gespräch des Bundesministers 
für Verkehr mit den Wirtschafts- und Verkehrsministern der 
beiden Bundesländer nicht erforderlich. 


45. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welchen direkten und indirekten Aufwand 
verursachen die Schreibabteile in den Inter- 
city- und TEE-Zügen der Deutschen Bundes- 
bahn für Personalkosten und Personalneben- 
kosten einerseits und durch Einnahmeausfall 
infolge Wegfall eines Abteils und andere in- 
direkte Ausgaben andererseits im Jahr? 


46. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Zu welchem Prozentsatz wird die vorgehaltene 
Schreibkapazität tatsächlich von Reisenden in 
Anspruch genommen, und glaubt die Bundes- 
regierung, daß angesichts der doch relativ 
geringen Inanspruchnahme der Schreibabteile 
dieser zusätzliche Service in Zukunft beibe- 
halten werden sollte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 24. November 

In seinen Prüfungsbemerkungen 1974 hat der Bundesrechnungs- 
hof sich mit den Zugsekretariaten der Deutschen Bundesbahn 
(DB) beschäftigt. Nach seinen Feststellungen betrug der Kosten- 
deckungsgrad der Zugsekretariate 5,3 v. H. Je Fahrt wurden 
durchschnittlich nur 0,2 Schreibstunden abgerechnet und vier 
Ferngespräche vermittelt. 

Die DB ist der Auffassung, daß die Zugsekretariate nicht allein 
nach ihrer Eigenwirtschaftlichkeit zu beurteilen sind. Dieser 
Kundendienst präge in hohem Maße das Angebot der TEE- und 
IC-Züge und stelle ein wichtiges Argument im Wettbewerb mit 
den anderen Verkehrsträgern um den Geschäfts- und Dienstreise- 
verkehr dar. Es sei zu befürchten, daß jede Verschlechterung 
des Angebots bei Reisen in der ersten Wagenklasse zu Ein- 
nahmeverlusten führe, die die Kosteneinsparungen beim Weg- 
fall des Kundendienstes weit übersteigen würden. 

Die DB hat bereits vorher eine Überprüfung dieses Angebots 
veranlaßt und die Besetzung der Zugsekretariate erheblich ein- 
geschränkt. 


47. Abgeordneter 

Dr. Hä feie 

(CDU/CSU) 


Warum besteht auf dem Autobahnabschnitt 
Geisingen — Engen eine Geschwindigkeitsbe- 
schränkung von 100 km je Stunde im Gegen- 
satz zu dem Abschnitt Geisingen — Villingen — 
Schwenningen? 


48. Abgeordneter Wann wird diese Geschwindigkeitsbeschrän- 

Dr. Häfele kung aufgehoben werden? 

(CDU/CSU) 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 24. November 

Für die Ausführung der StVO — hierzu zählt auch die Anord- 
nung von örtlichen Geschwindigkeitsbeschränkungen — sind die 
Landesbehörden zuständig. Ich habe Ihre Fragen deshalb an das 
Innenministerium des Landes Baden-Württemberg weitergeieitet. 
Dieses hat wie folgt Stellung genommen: 

„1. Nach der vorläufigen Fertigstellung des oben genannten 
Neubauabschnitts der A81 wurde eine Geschwindigkeitsbe- 
schränkung auf 100 km/h angeordnet. Maßgebend waren 
hierfür Gründe der Verkehrssicherheit, da der Fahrbahnbe- 
lag noch nicht endgültig fertiggestellt ist. Die Fahrbahn be- 
steht im Endzustand aus einer dreischichtigen Asphaltbeton- 
decke. Um die bei dem neuerstellten Teilstück zu erwarten- 
den Setzungen aufzufangen, wurde die sogenannte Ver- 
schleißschicht (als dritte Schicht) noch nicht aufgebracht. 
Dagegen sind die Fahrbahnen auf den Brückenbauwerken 
sowie die die Fahrbahn begrenzenden Seitenborde bereits 
in der endgültigen Höhe ausgeführt, wodurch sich gegen- 
über den noch nicht endgültig fertiggestellten Fahrbahnteilen 
ein Höhenunterschied von etwa 3,5 cm ergibt. Die Über- 
gänge sind durch keilförmige Asphaltstreifen behelfsmäßig 
ausgeglichen. 

Der geschilderte bauliche Zustand würde bei frei zu wählen- 
der Fahrgeschwindigkeit eine Gefahr für den schnellen Fahr- 
zeugverkehr bedeuten, die Beschränkung war deshalb unbe- 
dingt geboten. 

Auf Grund einer Ortsbesicbtigung im September 1976 wurde 
festgestellt, daß der bauliche Zustand der Neubaustrecke 
eine Höchstgeschwindigkeit von 120 km/h vertretbar er- 
scheinen läßt. Das Regierungspräsidium Freiburg als zu- 
ständige Straßenverkehrsbehörde hat deshalb auf Weisung 
des Innenministeriums am 5. Oktober 1976 die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit auf der betreffenden Strecke auf 
120 km/h festgesetzt. Diese Anordnung ist inzwischen von 
der Straßenbaubehörde vollzogen worden. 

2. Mit dem Einbau der endgültigen Fahrbahndecke ist im Laufe 
des Jahrs 1977 zu rechnen. Danach wird die Geschwindig- 
keitsbeschränkung, soweit sie aus den genannten Gründen 
erforderlich wurde, wieder aufgehoben." 


49. Abgeordneter Entspricht die vom Verband der Postbenutzer 
Seefeld getroffene Feststellung „wer im Inland Luft- 

(SPD) post frankiert, gäbe überflüssiges Geld aus; 

der Brief kommt eher langsamer als schneller 
an" den Tatsachen, und — wenn ja — was 
gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 25. November 

Die Deutsche Bundespost wählt grundsätzlich die Verkehrsmittel 
zur Beförderung von Postsendungen so aus, daß eine schnelle 
überkunft sichergestellt wird. Briefe, Postkarten und Briefdruck- 
sachen werden im Inlandsdienst dann zuschlagsfrei auf dem 
Luftwege (durch das Nachtluftpostnetz) befördert, wenn nur auf 
diese Weise erreicht werden kann, daß sie in die nächstmögliche 
Zustellung gelangen. 
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Die Versendungsform „mit Luftpost" gegen Entrichtung eines 
Luftpostzuschlags hat eine eigenständige Funktion. Der Post- 
kunde überlaß der Post nicht die Wahl des Beförderungsmittels, 
sondern bestimmt es ausdrücklich selbst 

Es gibt Fälle, in denen durch diese Versendungsform eine frü- 
here Auslieferung erreicht wird als bei Briefen ohne Luftpost- 
zuschlag. Auskunft darüber erteilen alle Schalterbeamten. 

So können z. B. Sendungen noch am selben Tag durch Eilboten 
oder über Postfach ausgeliefert werden. Auch ist es unter Um- 
ständen möglich, solche Sendungen später einzuliefern und den- 
noch im Fernbereich die nächste Zustellung zu erreichen. 

Deshalb soll dieser Kundendienst auch künftig angeboten wer- 
den. Die zusätzliche Leistung wird durch den Luftpostzuschlag 
abgegolten. 


50. Abgeordneter Wie viele Personen sind im Bundesgebiet in 

Engelhard den Jahren 1971 bis einschließlich 1975 durch 

(FDP) Sturz aus den Türen fahrender Züge der Deut- 

schen Bundesbahn (unter Ausschluß von Fällen 
des Selbstmords und des Selbstmordversuchs) 
getötet und verletzt worden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 26. November 

Die Deutsche Bundesbahn (DB) hat mir zu Ihrer Anfrage mit- 
geteilt, daß von 1971 bis einschließlich 1975 durch Stürze aus 
Reisezügen im Bundesgebiet 230 Reisende getötet und 489 ver- 
letzt wurden. 


51. Abgeordneter Wie weit sind die Bemühungen der Deutschen 
Engelhard Bundesbahn entsprechend der Ankündigung 

(FDP) der Bundesregierung vom 16. August 1972 ge- 

diehen, einen europäischen Standard-Reisezug- 
wagen mit Schiebetüren und automatischen 
Schließ- und Verriegelungseinrichtungen zu 
entwickeln und alle Reisezugwagen mit einer 
automatischen Türverriegelung auszurüsten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 26. November 

Nach umfangreichen Versuchen hat sich die DB 1975 — zu- 
nächst im internationalen Alleingang — für eine automatische 
Türverriegelung entschieden. Dieses System hat sich bereits bei 
ca. 850 Nahverkehrs- und rund 270 Fernverkehrswagen bewährt. 
Alle Neubauwagen darunter die ab 1977 zu liefernden 100 euro- 
päischen Standardreisezugwagen, werden diese elektromagne- 
tischen Türsicherungen erhalten. 

Als Übergangslösung für die noch vorhandenen Altbauwagen 
hat die DB u. a. folgende Maßnahmen zur Erhöhung der Sicher- 
heit angeordnet: 

— Einbau von Sicherheitstürdrückern (bisher 10 000 Stück) 

— Umänderung des WC-Türanschlags (bisher 2300 Stück), um 
Türverwechslungen zu vermeiden. 
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52. Abgeordneter In welcher Höhe hat die Bundesregierung über 
Dr. Probst die Bundesanstalt für Flugsicherung Investitio- 

(CDU/CSU) nen für das PAfe-Flugsicherungssystem insge- 

samt und in diesem Jahr getätigt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 24. November 

Für das PAR-Flugsicherungssystem (Präzisionsanflugradar an 
Verkehrsflughäfen) hat die Bundesanstalt für Flugsicherung 
(BFS) Investitionen von insgesamt 15,5 Millionen DM getätigt; 
im Jahr 1976 sind aus dem Investitionstitel der BFS keine Zah- 
lungen erfolgt. 


53. Abgeordneter Sind der Bundesregierung angebliche Feststel- 
Seefeld lungen des DIN-Fachnormenausschusses Fein- 

(SPD) mechanik und Optik bekannt, wonach Auto- 

fahrer, die kräftig gefärbte grau-grüne Son- 
nenbrillen kaufen, ein erhöhtes Unfallrisiko 
eingehen, wenn sie solche Brillen während der 
Fahrt tragen, wenn ja, schließt sie sich diesen 
Feststellungen an und beabsichtigt sie, daraus 
Maßnahmen zu ergreifen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 29. November 

Der Bundesregierung ist eine Veröffentlichung der ADAC-Presse- 
stelle vom August 1976 bekannt, in der der Rat erteilt wird, 
nur DIN-gerechte Sonnenbrillen zu erwerben. Dabei wird auf 
bestimmte Feststellungen des DIN-Fachnormenausschusses Fein- 
mechanik und Optik hingewiesen. 

Auf einer Sitzung der Kommission für ophthalmologische Fragen 
der Deutschen Ophthalmologischen Gesellschaft (DOG) am 
22. September 1972 wurde die nachstehende Entschließung ver- 
abschiedet: 

„Lichtabsorbierende Gläser und Verkehrseignung. Allen Kraft- 
fahrern ist dringend davon abzuraten, beim Führen eines Kraft- 
fahrzeugs in der Nacht Sonnenschutzgläser aller Art (weniger 
als 80 Prozent Transmission) zu benutzen, weil dadurch das 
Dämmerungssehen in gefährlicher Weise verschlechtert werden 
kann. Die Verwendung von Ffltergläsern mit einer Transmission 
von 85 Prozent und mehr ist in der Regel als unbedenklich an- 
zusehen, jedoch nicht bei Kraftfahrern, deren Dämmerungsseh- 
vermögen an der Eignungsgrenze liegt. Die vorgenannten Richt- 
werte für den Transmissionsgrad gelten sinngemäß auch für 
phototrope Brillengläser. " 

Diese Entschließung wurde am 19. März 1974 im Verkehrsblatt 
1974 auf Seite 203 veröffentlicht. Weitere Maßnahmen sind vor- 
erst nicht zweckmäßig, da eine wissenschaftliche Absicherung 
/noch aussteht. 

Die Bundesregierung hat die Absicht, die angesprochenen Darle- 
gungen des DIN-Fachnormenausschusses Feinmechanik und Op- 
tik dem Gemeinsamen Beirat für Verkehrsmedizin bei den Bun- 
desministern für Verkehr und für Jugend, Familie und Gesund- 
heit zu seiner nächsten Sitzung zur Beratung vorzulegen. 
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54. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Straßen- 
Dr. Jens verkehrs-Ordnung (StVO) zu novellieren, so 

(SPD) daß es — auch nach dem Urteil des Oberlan- 

desgerichts Köln — in Zukunft möglich wird, 
vor geschlossenen Schranken u. a. mit abge- 
stelltem Motor und Abblendlicht zu warten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 24. November 

Ich gehe davon aus, daß Sie in der Frage den Beschluß des Ober- 
landesgerichts (OLG) Köln vom 29. April 1975 - — Ss (OWi) 
35/75 - — (veröffentlicht in den Verkehrsrechtlichen Mitteilungen 
vom November 1975 unter Nummer 119) ansprechen. Diesem 
Beschluß ist folgender Leitsatz vorangestellt: 

„Beim Warten vor Rot darf nicht auf Standlicht herunterge- 
schaltet werden." 

Die Bundesregierung kann sich dieser Auffassung nicht an- 
schließen. Die StVO enthält kein Verbot, vor Rot mit Standlicht 
allein zu warten. Verboten ist lediglich das Fahren allein mit 
Standlicht (§ 17 Abs. 2 Satz 1 StVO). 

Ein Kraftfahrzeug, das vor einer Rot zeigenden Ampel oder 
einer geschlossenen Bahnschranke steht, fährt aber nicht. 

Eine Novellierung der StVO ist deshalb nicht erforderlich. 

Die in der Anmerkung zum Ausdruck gebrachte Ansicht wird 
von der Bundesregierung geteilt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


55. Abgeordneter Trifft es zu, daß die „DDR" dem Sender Freies 
Dr. Zimmermann Berlin die Teilnahme an der Leipziger Doku- 
(CDU/CSU) mentar- und Kurzfilmwoche als Mitglied der 

ARD verweigert hat, und was hat — bejahen- 
denfalls — die Bundesregierung unternom- 
men, um diesem neuerlichen Versuch Ost- 
Berlins entgegenzutreten, die sowjetische Drei- 
Staaten-Theorie zu praktizieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 22. November 

Da zwischen der ARD und der Leipziger Festivaldirektion keine 
Einigkeit über die Bezeichnung des Vertreters des SFB in der 
ARD-Delegation erreicht werden konnte, hat die ARD auf eine 
Teilnahme an der 19. Leipziger Dokumtar- und Kurzfilmwoche 
verzichtet. 

Die Bundesregierung war in jeder Phase der Verhandlungen 
informiert und bedauert, daß es — nachdem sich anfangs eine 
befriedigene Lösung abzeichnete — doch wieder zu einer Absage 
kommen mußte. 
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Die Bundesregierung wird weiterhin jede sich ihr bietende Mög- 
lichkeit nutzen, ihren durch das Vier-Mächte-Abkommen vom 
3. September 1971 bekräftigten Standpunkt zur gemeinsamen 
Teilnahme von Personen aus Berlin (West) und aus dem Bundes- 
gebiet an internationalen Veranstaltungen auch in der DDR zu 
vertreten und durchzusetzen. 


56. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung Fälle bekannt, in 
denen Deutsche in der DDR berufliche und 
gesellschaftliche Nachteile erleiden, weil sie 
oder ihre Verwandten Anträge für Besuchs- 
reisen in die Bundesrepublik Deutschland stel- 
len und sie diese Anträge mit Nachdruck 
durchzusetzen versuchen, insbesondere indem 
sie offizielle Stellen der Bundesrepublik 
Deutschland um Unterstützung bitten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 25. November 

Mir ist kein Fall bekannt, in dem ein Bewohner der DDR nach- 
weislich berufliche oder gesellschaftliche Nachteile erlitten hat, 
weil er sich zur Unterstützung eines Antrags für eine Besuchs- 
reise in die Bundesrepublik Deutschland an offizielle Stellen in 
der Bundesrepublik Deutschland gewandt hat. Mir ist jedoch 
berichtet worden, daß der Versuch, eine Besuchsreise nach hier 
mit Nachdruck durchzusetzen, zu beruflichen und gesellschaft- 
lichen Nachteilen führt. Dies dürfte insbesondere dann gelten, 
wenn von der Arbeitsstelle des Antragstellers die Besuchsreise 
vorher abgelehnt wurde. 


57. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
es dem Sinn der innerdeutschen Verträge und 
dem Gedanken der Schlußakte der KSZE-Kon- 
ferenz von Helsinki eklatant widerspricht, 
wenn die Antragstellung auf Reisegenehmi- 
gung von den Organen der DDR dazu miß- 
braucht wird, diese Deutschen in ihrem Macht- 
bereich zu benachteiligen, und wenn auf diese 
Weise anstelle von Entspannung erneut eine 
Atmosphäre von Angst und Furcht verbreitet 
wird, und wenn ja, welche Folgerungen zieht 
die Bundesregierung daraus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 25. November 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte eine Antragstellung 
auf Reisegenehmigung nicht dazu mißbraucht werden, den An- 
tragsteller zu benachteiligen. Die Bundesregierung bemüht sich 
bekanntlich ständig um eine weitere Verbesserung des inner- 
deutschen Reiseverkehrs. In jedem einzelnen an sie herange- 
tragenen Fall einer Ablehnung, bei dem die Voraussetzungen für 
eine Reisegenehmigung nach den Gesetzen und Verordnungen 
der DDR bestehen, ist die Bundesregierung bisher bei der Regie- 
rung der DDR vorstellig geworden, um die Ausreisegenehmigung 
zu erwirken. Dies wird auch künftig der Fall sein. 
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58. Abgeordneter 
Wawrzik 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten hat die Bundesregie- 
rung, Bürgern der Bundesrepublik Deutschland, 
die in der DDR ihren Wohnsitz haben, im 
Falle der Ausreisewilligkeit zu ihrem Recht 
zu verhelfen? 


59. Abgeordneter Sind der Bundesregierung solche Fälle be- 
Wawrzik kannt, und was wurde konkret unternommen? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 1. Dezember 

Der Beantwortung Ihrer Fragen schicke ich die Bemerkung vor- 
aus, daß ich unter dem von Ihnen gebrauchten Begriff „Bürger 
der Bundesrepublik Deutschland" Bewohner der Bundesrepublik 
Deutschland mit deutscher Staatsangehörigkeit verstehe, denn 
nur die Interessen dieses Personenkreises können von der Stän- 
digen Vertretung wahrgenommen werden. In diesem Sinn lautet 
meine Antwort: 

Als Bürger der Bundesrepublik Deutschland, die in der DDR 
ihren Wohnsitz haben, können zur Zeit grundsätzlich die Mit- 
arbeiter der Ständigen Vertretung der Bundesrepublik Deutsch- 
land bei der DDR angesehen werden. Darüber hinaus dürfte es 
Bewohner des Bundesgebiets geben, die sich vorübergehend in 
der DDR auf halten, etwa im Rahmen eines Auftrags ihrer Firma. 
Bei den Genannten stellt sich das von Ihnen angeschnittene 
Problem nicht. 

Vermutlich zielen Sie mit Ihrer Frage auf den Personenkreis, 
der aus den unterschiedlichsten Gründen irgendwann einmal aus 
der Bundesrepublik Deutschland in die DDR gezogen ist und 
diesen Schritt später bereute. Derartige Fälle gibt es. Allerdings 
wird man hier schwerlich von Bürgern der Bundesrepublik 
Deutschland sprechen können, die in der DDR ihren Wohnsitz 
haben. 

Diesen deutschen Staatsangehörigen mit Wohnsitz in der DDR 
wird — ebenso wie anderen DDR-Bewohnern — im Rahmen des 
Möglichen Hilfe über die Bemühungen um Familienzusammen- 
führung zuteil. 


60. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Leiter der Ständigen Ver- 
tretung in Ost-Berlin nahezu täglich bei den 
Ostberliner Behörden vorstellig werden müß- 
te, wenn er wegen jeder Leibesvisitation durch 
Ostberliner Grenzwächter protestieren wollte, 
und stehen — bejahendenfalls — die Ostber- 
liner Kontrollpraktiken im Einklang mit den 
von Ost-Berlin eingegangenen Verpflichtun- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 25. November 

Die Bundesregierung erhält häufig Zuschriften, in denen sich 
Bürger über die Praktiken der DDR-Behörden bei der Abferti- 
gung und Kontrolle der Reisenden im Wechselverkehr beklagen. 
Auch über Leibesvisitationen wird Beschwerde geführt. 
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Die Maßnahmen der DDR.-Orenzbehörden basieren auf den dort 
geltenden Rechtsvorschriften. Abgesehen von dem hier nicht zur 
Debatte stehenden Transitverkehr von und nach Berlin (West) 
ist die Regierung der DDR keine Verpflichtung hinsichtlich der 
Kontrolle von Reisenden aus dem Bundesgebiet eingegangen. 
Dementsprechend erstrecken sich Schritte der Ständigen Vertre- 
tung in diesem Zusammenhang auf Fälle, die nach Umfang, Grund 
sowie Art und Weise aus dem durch die DDR- Vor Schriften ge- 
setzten Rahmen fallen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


61. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Klein bisher zur Durchführung des Ausbildungsplatz- 

(Stolberg) forderungsgesetzes getroffen und veranlaßt? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 19. November 


Nachdem das Ausbildungsplatzförderungsgesetz zum 1. Septem- 
ber dieses Jahrs in Kraft getreten ist, hat die Bundesregierung 
unverzüglich mit der Durchführung des gesetzlichen Auftrags 
begonnen. 

Die Bundesregierung hat nach Anhörung des Hauptausschusses 
des Bundesinstituts für Berufsbildungsforschung (§ 32 Abs. 2 des 
Ausbildungsplatzförderungsgesetzes) und nach dessen einstim- 
miger Billigung am 10. September 1976 einen Beauftragten be- 
stellt, der nach § 32 Abs. 2 Satz 2 des Ausbildungsplatzförde- 
rungsgesetzes die Aufgaben des Generalsekretärs bis zu dessen 
Ernennung wahrnimmt. 

Das Verfahren zur Benennung der Mitglieder des Hauptaus- 
schusses des Bundesinstituts für Berufsbildung ist abgeschlossen; 
die Vorschläge für die Benennung der Mitglieder des Hauptaus- 
schusses liegen vor. Der Hauptausschuß wird am 8. Dezember 
1976 zu seiner konstituierenden Sitzung zusammentreten. 

Erste Maßnahmen zur Vorbereitung der Berufsausbildungsfinan- 
zierung, der Berufsbildungsstatistik sowie des Berufsbildungs- 
berichts wurden mit Vertretern der Länder besprochen. 


62. Abgeordneter 

Dr. Klein 
(Stolberg) 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung präzise Vorstellun- 
gen von der künftigen zeitlichen und sach- 
lichen Abfolge der Verwirklichung und Durch- 
führung des Ausbildungsplatzförderungsgeset- 
zes, insbesondere bezüglich der vorgesehenen 
Institutionen und des Finanzierungsmodells 
— wenn ja, welche? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 19. November 


Die Bundesregierung hat sehr konkrete Vorstellungen von dem 
zeitlichen und sachlichen Ablauf der Durchführung des Ausbil- 
dungsplatzförderungsgesetzes. Es ist vorgesehen — obwohl das 
Gesetzes im ersten Jahr nach dem Inkraftreten auch einen ande- 
ren Termin zuläßt — , zum 1. März 1977 den ersten Berufsbil- 
dungsbericht vorzulegen, der die Entscheidungsgrundlagen für 
die Auslösung der Finanzierungsregelung enthalten wird. 

Dieser Entscheidung kann nicht vorgegriffen werden. Gleichwohl 
muß die verbleibende Zeit bis zum Frühjahr 1977 genutzt wer- 
den, um jene Sachprobleme zu lösen, die für das Wirksamwerden 
der Finanzierungsregelung von Bedeutung sind. Hieran wird mit 
Nachdruck gearbeitet. 


Bonn, den 13. Dezember 1976 



